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Stadt Altdorf b. Nldrnberg r\/\_h\

STADT ALTDORF
b.Nirnberg

Altdorf, 18.04.2023

OFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG

Am Dienstag, den 25.04.2023, Beginn: 18:30 Uhr, findet die 38. Sitzung des Stadtrates im
groRen Sitzungssaal, Rathaus statt. (Die Ortsbesichtigung zum B-Plan Nr. 55 findet um
18.00 Uhr statt. Treffpunkt ist vor Ort in Weinhof.)

10.

11.

12.

13.

Tagesordnund:

Burgerfragestunde

Genehmigung des Protokolls der 37. Stadtratssitzung vom 30.03.2023
Vereidigung eines Feldgeschworenen

Aktuelles aus dem Rathaus

Komplettsanierung des Spielplatzes in Réthenbach
EDV-Systembetreuung an den Schulen

Sondernutzungsrecht; hier: Zulassung von AulRenbestuhlungen im Bereich
offentlicher Parkplatze im Altstadtbereich

Vollzug der Baugesetze; 5. And. des Bebauungsplanes Nr. 12B "An der
Siudtangente" - Beschluss Uber die eingegangenen Stellungnahmen aus der forml.
Beteiligung der Trager 6ff. Belange und der Offentlichkeit gem. 88 3 Abs. 2, 4 Abs. 2
i.V.m. 13 a BauGB

Vollzug der Baugesetze; 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B "An der
Siudtangente" gem. § 13a BauGB - Satzungsbeschluss

Ortsbesichtigung; Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan Nr. 55 "Am
Tabakacker" Ortsteil Weinhof - Beratung zum Entwurf des Bebauungsplanes sowie
Beschluss zur formlichen Beteiligung der Offentlichkeit und der Trager 6ffentlicher
Belange

Dienstbarkeit Stellplatz Weilsturmgasse

Genehmigung von dber- und aulBerplanmafiigen Ausgaben im Haushaltsjahr 2022

Darlehensaufnahme Hochwasserfreilegung Ludersheim und Kanalsanierung
Eismannsberg



14. Information zur baurechtlichen Beurteilung von Tiny-Haus-Siedlungen; Anfrage der
SPD-Fraktion

15. Bekanntgabe einer Eilentscheidung bezilglich der Anschaffung eines gebrauchten
Traktors incl. Schneepflug

Martin Tabor
Erster Burgermeister

In Aushang: vom 21.04.2023 bis 25.04.2023



Stadt Altdorf b. Nurnberg

TOPO 1

Erlauterung zur
Informationsvorlage

Vorlage Nr.: GL/0018/2023

\ Federfuhrung: Geschéftsleitung Datum: 04.04.2023 \
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Burgerfragestunde

Gem. § 27 Abs. 1 der Geschéaftsordnung des Stadtrates vom 07.05.2020 findet vor Eréffnung
der Sitzung eine Burgerfragestunde statt.

Dabei erhalten Birgerinnen und Blrger die Gelegenheit, Fragen an die Sitzungsleitung zu

stellen.
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TOPO 2
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: GL/0019/2023

\ Federfuhrung: Geschéftsleitung Datum: 04.04.2023 \
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Genehmigung des Protokolls der 37. Stadtratssitzung vom 30.03.2023

Gem. § 27 Abs. 2 Satz 3 der Geschéftsordnung des Stadtrates ist grundsatzlich zu Beginn der
Sitzung die Niederschrift der letzten Offentlichen Sitzung zu genehmigen.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Inhalt und genehmigt das Protokoll der 37. Stadtratssitzung vom
30.03.2023.
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TOPO 3
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Informationsvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0042/2023

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 25.04.2023 |
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Vereidigung eines Feldgeschworenen

Mit Schreiben vom 13.03.2023 hat der Obmann der Feldgeschworenen der Gemarkung
Pudhlheim, Hans Prottengeier, mitgeteilt, dass eine Nachwahl fir den verstorbenen Hans Beutin
durchgefiuihrt wurde.

Die Wahl fiel einstimmig auf Robert Beutin und dieser nahm die Wabhl an.

Zur Auslibung dieses kommunalen Ehrenamtes ist eine Vereidigung im Stadtrat erforderlich.
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Stadt Altdorf b. Nurnberg

TOP O 4

Erlauterung zur
Informationsvorlage

Vorlage Nr.: GL/0020/2023

\ Federfuhrung: Geschéftsleitung Datum: 04.04.2023 \
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Aktuelles aus dem Rathaus

Erster Burgermeister Martin Tabor wird jeweils zu Beginn der Stadtratssitzungen Uber aktuelle

Themen aus dem Rathaus berichten.
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TOPO 5
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0046/2023

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 17.04.2023 |
Gremium Termin Status

Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Komplettsanierung des Spielplatzes in Réthenbach

Frau Danninger wurde mit der Komplettsanierung des Spielplatzes in Réthenbach, Zum
Birkenschlag, 90518 Altdorf, beauftragt.

Frau Danninger hat 2 Varianten erarbeitet welche sich im Wesentlichen durch die verwendeten
Materialien sowie dem Anspruch der Kletteranlage unterscheiden.

Das erarbeitete Spielplatzkonzept des neuen ,Eichenspielplatzes® sowie die dazugehdrigen
Entwurfserlauterungen mit entsprechenden Kosten, werden von Frau Danninger vorgestellt.
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TOPO 6
Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Stadt Altdorf b. Nurnberg

Vorlage Nr.: GL/0027/2023

| Federfilhrung: Geschéftsleitung Datum: 17.04.2023 |
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich
TAGESORDNUNG:
EDV-Systembetreuung an den Schulen
Seite 1 von 1
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TOPO 7
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: GL/0024/2023

\ Federfuhrung: Geschéftsleitung Datum: 06.04.2023 \
Gremium Termin Status

Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Sondernutzungsrecht; hier: Zulassung von AufRenbestuhlungen im Bereich
offentlicher Parkplatze im Altstadtbereich

Auf die Sitzungsvorlage zur Stadtratssitzung am 30.03.2023 wird verwiesen.

Der Stadtrat hat mit 15:6 Stimmen diesen TOP zurtickgestellt und die Verwaltung u. a.
beauftragt hinsichtlich moglicher Auf3enbestuhlungen auf oOffentlichen Parkplatzen im Bereich
des Marktplatzes und umliegender StralRen in der Altstadt konkrete Planunterlagen der
jeweiligen Gastronomen vorzulegen.

Zwischenzeitlich hatte die Verwaltung deshalb nochmals mit den Wirten Kontakt aufgenommen,
um deren jeweiligen konkreten Platzbedarf zu klaren.

Demnach besteht aktuell noch ein konkreter Antrag des Gasthauses ,Alte Nagelschmiede®, der
sich inhaltlich auf den bereits benannten Umfang von finf Parkplatzen vor dem Gebaude
bezieht. Nach Auskunft der Wirtsfamilie lasst sich allerdings die von der Verwaltung
urspriinglich als Kompromiss angedachte Option, die Sondernutzungsflachen tagsuber zu
raumen, damit die Flachen dann als Parkplatz zur Verfligung stehen, aus logistischen und
personellen Griinden fiir die Nagelschmiede nicht realisieren.

Der konkrete Antrag des Gasthauses wéare deshalb, die saisonale Nutzung von funf offentlichen
Parkflachen als AuRenbewirtungsfliche im Wege der Sondernutzung, ohne zeitliche
Einschrankung.

Weitere Gastronomen haben sich bislang nicht bei der Verwaltung gemeldet. Auf die
Stellungnahme des Behindertenbeauftragten, Herrn Reuter, vom 28.03.2023 wird hingewiesen.

Unabhangig von der politischen Bewertung des oben genannten Antrags mochte die
Geschéftsleitung darauf hinweisen, dass sich aus einer méglichen Genehmigung im Einzelfall
hier ggf. auch Rechtsanspriche fiir andere Antragsteller ergeben kdnnten. (Prazedenzwirkung).
Insoweit wird auf die grundsatzliche Bedeutung einer mdoglichen positiven Entscheidung
zugunsten des Antragstellers hingewiesen.

Beschlussvorschlag:

Ein Beschluss ist ggf. im Rahmen der Sitzung zu erarbeiten.
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TOPO 8
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0036/2023

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 11.04.2023 |
Gremium Termin Status

Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Vollzug der Baugesetze; 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B "An der
Sudtangente" - Beschlussfassung tber die eingegangenen Stellungnahmen aus
der forml. Beteiligung der Trager 6ff. Belange und der Offentlichkei gem. 88 3
Abs. 2,4 Abs. 2i.V.m. § 13a BauGB

In der Sitzung des Stadtrates vom 05.12.2022 wurde die Einleitung der 5. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 12B ,,An der Siidtangente® beschlossen.
Auf die Sitzungsunterlagen dieser Sitzung wird hingewiesen und Bezug genommen.

In der Sitzung des Stadtrates vom 05.12.2022 wurde ebenfalls die formliche Beteiligung der
Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit beschlossen.

Die friihzeitige Beteiligung wurde im Zeitraum vom 20.02.2023 -22.03.2023 durchgeftihrt.

In der beigefigten Zusammenstellung (siehe Anlage" sind die Stellungnahmen der
Behorden/T.6.B. mit der vorgeschlagenen Abwéagung und dem Beschlussvorschlag aufgefiihrt.

Aus der Offentlichkeit gingen 8 Stellungnahmen ein, davon eine Stellungnahme mit
Unterschriftsliste.

Auf diese Tabelle wird Bezug genommen und verwiesen.

Gemeinde Berg

Gemeinde Henfenfeld

Gemeinde Leinburg

Gemeinde Winkelhaid

Markt Feucht

Landratsamt Nurnberger Land

Landratsamt Nurnberger Land — Gesundheitsamt
Regionaler Planungsverband Westmittelfranken
Regierung von Mittelfranken

10. Regierung von Oberfranken — Bergamt Nordbayern
11. Wasserwirtschaftsamt Nirnberg

12. Staatliches Bauamt Niirnberg

13. Amt fUr Digitalisierung, Breitband und Vermessung
14. Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Roth
15. Amt fur landliche Entwicklung Mittelfranken

16. N-ERGIE Netz GmbH

CoNohRWNE
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17. PLEDOC GmbH

18. TenneT TSO GmbH

19. Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
20. Handwerkskammer fur Mittelfranken

21. Industrie und Handelskammer Nirnberg fur Mittelfranken
22. Immobilien Freistaat Bayern

23. Kreisbrandrat Landkreis NiUrnberger Land

24. Kreisheimatpfleger Nurnberger Land Robert Giersch

25. Polizeiinspektion Altdorf

26. Anonym 1

27. Anonym 2

28. Anonym 3

29. Anonym 4

30. Anonym 5

31. Anonym 6

32. Anonym 7

33. Anonym 8

Beschlussvorschlége:

Beschluss 1 Gemeinde Berg

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung flr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Gemeinde Berg wird zur Kenntnis genommen, es ergibt
sich keine Veranlassung.

Beschluss 2 Gemeinde Henfenfeld

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Gemeinde Henfenfeld wird zur Kenntnis genommen, es
ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 3 Gemeinde Leinburg

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der formlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Gemeinde Leinburg wird zur Kenntnis genommen, es
ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 4 Gemeinde Winkelhaid

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung flr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Gemeinde Winkelhaid wird zur Kenntnis genommen, es
ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 5 Markt Feucht

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fur die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Marktes Feucht wird zur Kenntnis genommen, es ergibt
sich keine Veranlassung.

Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. Seite 2 von 29
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Beschluss 6 Landratsamt Nirnberger Land

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung firr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Landratsamts Nurnberger Land wird zur Kenntnis
genommen und in Abwégung aller Belange wie folgt behandelt:

Planungsrecht:

Wie auch in der Kommentierung zum Baugesetzbuch/BauNVO durch
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger (E/K/Z/B) dargelegt, dient die Vollgeschossbestimmung
der BauNVO nur indirekt der Hohenbestimmung der baulichen Anlagen. Wie auch durch das
Landratsamt empfohlen, wurde hierflr in den Festsetzungen des Bebauungsplans eine max.
zulassige Gebaudehdhe sowie ein eindeutiger Hohenbezugspunkt bestimmt. Somit ist die
stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung angemessen gewéhrleistet. Weitergehende
Festsetzungen zur OK Fertigful3boden oder Traufhdhen sind nach fachlicher Wirdigung
entbehrlich. Bzgl. der getroffenen Festsetzung zur Vollgeschossbestimmung ist festzustellen:
die getroffene Festsetzung I11+KG ist in Ergénzung der unter 2. der Festsetzung durch
Planzeichnung getroffenen weitergehenden Bestimmungen zu sehen. Dort ist bestimmt KG als
Vollgeschoss. Somit sind ausschlielich Vollgeschosse entsprechend der Moglichkeiten der
BauNVO bestimmt. Auch in den textlichen Festsetzungen ist dies entsprechend nochmals
bestimmt und klargestellt, sowie in der Begriindung erlautert. Die Definition der Vollgeschosse
dient aufgrund des ,vollstandigen oder weitreichenden Bedeutungsverlusts® im
Bauordnungsrecht (Vgl. E/K/Z/B Rd.Zif. 12 zu § 20 BauNVO) hauptsachlich zur Ermittlung der
zulassige Geschossflache, der Baumasse sowie der Nichtanrechnung von
Garagengeschossen. Da das Kellergeschoss im Wesentlichen ein Garagengeschoss darstellt
wird nach sorgsamer Wirdigung auf die bisherige Festsetzung +KG (als Vollgeschoss*
verzichtet. Sie wird ersetzt durch eine textliche Festsetzung unter Ziffer 3.2 der textlichen
Festsetzungen gem. § 21a Abs.1 BauNVO, dass Garagengeschosse nicht auf die zulassige
Anzahl der Vollgeschosse anzurechnen sind. Veranderungen in der Hohenentwicklung und
Baumasse der zulassigen baulichen Anlagen ergeben sich hieraus nicht. Die angemessene
Hohenentwicklung ist durch die getroffenen Festsetzungen weiterhin gewéhrleistet. Somit
ergeben sich durch die Anpassung auch keine Auswirkungen auf die Grundziige der Planung,
so dass auf eine erneute Auslegung verzichtet werden kann.

Die getroffene Festsetzung MFH wird ersatzlos gestrichen, da sie entbehrlich ist. Negative
Auswirkungen auf das stadtebauliche Umfeld sind aus der Streichung nicht zu erwarten.
Nachteilige Auswirkungen auf die Belange Dritter sind gegenuber der bisher vorgesehenen
Bestimmung ebenfalls nicht zu erwarten. Die Streichung berthrt nicht die Grundziige der
Planung, so dass von einer erneuten Auslegung abgesehen werden kann.

Die empfohlene Erganzung hinsichtlich § 6 BayBO wird im Sinne der Klarstellung
aufgenommen.

Es erfolgt fur den Anderungsbereich eine qualifizierte eigenstandige Anderung des
Planungsrechtes und ersetzt das bisherige Planungsrecht im Geltungsbereich der Satzung
umfassend. Die Praambel der Satzung erlautert die anzuwendende BauNVO. Der Sachverhalt
wird aber unter 7.6 der Begriindung nochmals klarstellend ergdnzend erlautert.

Immissionsschutz

Die Aussagen um Schallschutz werden zur Kenntnis genommen. In der Begrindung zum
Bebauungsplan ist unter 11. bereits eine Abwégung zur Thematik Immissionen aus der
Tiefgaragenabfahrt enthalten. Dort sind auch bereits Empfehlungen zur schalloptimierten
Ausfihrung dargelegt. Eine verbindliche Bestimmung der Vorlage eines Schalltechnischen
Nachweises kann aber auf Ebene des Bebauungsplans nicht erfolgen. Ein entsprechender
Hinweis, welcher eine entsprechende Forderung auf Ebene des Bebauungsplans suggeriert ist
ebenfalls nicht mdglich. Es wird aber in der Begriindung ein Hinweis aufgenommen, dass die
konkrete Auslegung der ImmissionsschutzmalRnahmen einer Tiefgaragenabfahrt im Zuge der
konkreten Bauvorhaben zu erfolgen hat und hierfuir ggf. schalltechnische Nachweise zu
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erfolgen haben.

(Simon/Busse/Galiner, BayBO, Stand: Februar 2015, Art. 64, Rn. 70). Nach dem Sinn und
Zweck der genannten Vorschriften muss es jedoch entscheidend darauf ankommen, ob
berechtigte Zweifel an der Zulassigkeit des im Einzelfall beantragten Vorhabens bestehen, die
nur durch Vorlage eines Gutachtens ausgerdumt werden kénnen.” (Vgl. VG Regensburg, Urteil
v. 28.05.2015 RN 6 K 15.795). Somit kann auch kein allgemeiner Hinweis im Planverfahren
angebracht werden, dass ein schalltechnisches Gutachten fur eine Tiefgaragenabfahrt
vorzulegen ist.

Art. 64 BayBO i.V. m. 81 Abs. 4 BauVorlV regelt die fur einen Bauantrag vorzulegenden
Unterlagen und Nachweise. Weitergehende Bestimmungsmaoglichkeiten bereits auf Ebene des
Bebauungsplans bestehen nicht. Das VG Regensburg hat in einem Verfahren im Jahr 2015
ausgefuhrt: ,Aus diesem Gesetzeszweck ergibt sich auch die Frage, welche Gutachten von der
Baugenehmigungsbehdrde verlangt werden kénnen. Weder Art. 64 Abs. 2 Satz 1 BayBO noch
8 1 Abs. 4 BauVorlV regeln unmittelbar, welche weiteren Unterlagen “erforderlich® sind,
vielmehr hat die Bauaufsichtsbehdrde hiertiber ,nach pflichtgeméalRem Ermessen® zu
entscheiden ist.

Naturschutz
Der fehlerhaften Séatze des Hinweises werden gestrichen.

Bodenschutz
Die Aussagen zum Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen. Es ergibt sich keine
Veranlassung.

Wasserrecht
Die Aussagen zum Wasserrecht werden zur Kenntnis genommen. Sind entsprechend in der
Begriindung zur Bauleitplanung bereits dargelegt.

Beschluss 7 Landratsamt Nirnberger Land — Gesundheitsamt

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung flr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nirnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Landratsamtes Nurnberger Land - Gesundheitsamt wird
zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 8 Regionaler Planungsverband Westmittelfranken

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nirnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Regionalen Planungsverband Westmittelfranken wird zur
Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 9 Regierung von Mittelfranken

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Regierung von Mittelfranken wird zur Kenntnis
genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 10 Regierung von Oberfranken — Bergamt Nordbayern

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Regierung von Oberfranken — Bergamt Nordbayern wird
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zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 11 Wasserwirtschaftsamt Nirnberg

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fur die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Nurnberg wird zur Kenntnis
genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 12 Staatliches Bauamt Nirnberg

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Staatliches Bauamts Nurnberg wird zur Kenntnis
genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 13 Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Amtes fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung
wird zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung. Die erbetenen Informationen
werden nach Rechtskraft Ubermittelt

Beschluss 14 Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Roth

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Amtes fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Roth
wird zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 15 Amt fur [andliche Entwicklung

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Amtes fir landliche Entwicklung wird zur Kenntnis
genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 16 N-ERGIE Netz GmbH

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der N-ERGIE Netz GmbH wird zur Kenntnis genommen, es
ergibt sich keine Veranlassung fur die vorliegende Bauleitplanung.

Die erbetene Beteiligung bei konkreten Baumaf3nahmen wird bzgl. der PrivatbaumalRhahmen
dem Vorhabentrager zur Beachtung Ubermittelt. Weitere Veranlassungen ergeben sich nicht.

Beschluss 17 PLEDOC GmbH

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.
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Die eingegangene Stellungnahme der PLEDOC GmbH wird zur Kenntnis genommen, es ergibt
sich keine Veranlassung.

Beschluss 18 TenneT TSO GmbH

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der TenneT TSO GmbH wird zur Kenntnis genommen, es
ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 19 Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Bundesamts fur Infrastruktur, Umweltschutz und
Dienstleistungen der Bundeswehr wird zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine
Veranlassung.

Beschluss 20 Handwerkskammer fur Mittelfranken

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Handwerkskammer fir Mittelfranken wird zur Kenntnis
genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 21 Industrie und Handelskammer Nurnberg fiur Mittelfranken

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der formlichen Beteiligung fur die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nirnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Industrie und Handelskammer Nirnberg fur Mittelfranken
wird zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 22 Immobilien Freistaat Bayern

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nirnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Immobilien Freistaat Bayern wird zur Kenntnis
genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 23 Kreisbrandrat Landkreis Nirnberger Land

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Kreisbrandrat Landkreis Nurnberger Land
wird zur Kenntnis genommen und in Abwéagung aller Belange wie folgt behandelt:

Die Hinweise sind im Abschnitt 10 der Begriindung fur die auf Ebene des Bebauungsplans
Ubliche Tiefe bereits dargelegt. Bauliche Veranderungen der bestehenden Straf3en sind nicht
geplant. Die weitergehenden Aspekte betreffen die konkrete Vorhabenplanung und sind dort
durch den Vorhabentrager und seine Planer zu beachten.

Beschluss 24 Kreisheimatpfleger Nirnberger Land Robert Giersch
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Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Kreisheimatpflegers Nirnberger Land Robert Giersch
wird zur Kenntnis genommen, es ergibt sich keine Veranlassung.

Beschluss 25 Polizeiinspektion Altdorf

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme der Polizeiinspektion Altdorf wird zur Kenntnis genommen
und in Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Die fur ein Bauvorhaben nachzuweisenden Stellplatze ergeben sich auf Basis der Satzung tber
die erforderliche Zahl von Stellplatzen (Stellplatzsatzung) der Stadt Altdorf. Dieser hat auf dem
Baugrundstiick zu erfolgen. Eine Bereitstellung von 6ffentlichem Verkehrsraum zu Gunsten
privaten Parkens ist weder geplant noch stadtebaulich als vertretbar zu erachten. Die
Stellplatzsatzung regelt in angemessener Weise, dass den aktuellen Belangen des
motorisierten Individualverkehrs Rechnung getragen ist. Hiervon abweichende Festsetzungen
sind nicht erforderlich.

Die Aussagen zur Gestaltung der Tiefgaragenein- und Ausfahrt werden zur Kenntnis
genommen. Die GaStellV macht hier bereits hinreichende Vorgaben, so dass von
weitergehenden Festsetzungen abgesehen werden kann.

Hinsichtlich des Parkens im offentlichen Raum und Sichtbeziehungen ist im Bereich des
Plangebietes auf § 12 Abs. 2 StVO zu verweisen. Durch die auf der Stidseite unmittelbar am
Strallenraum durchgehend errichteten Stellplatze verschmaélert sich bereits im Bestand bei
einem Parken auf der StralRe so stark, dass eine ,schmale“ Fahrbahn entstehen wiirde und
somit ein Parken dort nicht zulassig sein wird. Die weitergehenden Hinweise zur Gestaltung der
Privatflachen und der Vermeidung von Sichteinschrankungen werden redaktionell in der
Begriindung ergénzt. Die Beachtung obliegt aber dem jeweiligen konkreten Vorhabentrager.

Die Hinweise bzgl. moglicher verkehrsrechtlicher Anordnungen werden zur Kenntnis
genommen. Eine Umsetzung obliegt aber dem spateren Vollzug — falls notwendig. Unmittelbare
diesbeziligliche Absichten oder Notwendigkeiten bestehen aber nicht.

Beschluss 26 Anonym 1

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung flr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 1 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Es ist festzustellen, dass es sich nicht um das letzte Grundstiick an der DonellusstrafRe handelt.
Der Blick ins das Luftbild zeigt, dass in der Donellusstral3e noch weitere unbebaute
Grundstucke vorhanden sind, welche grundsatzlich einer Bebauung zugefiihrt werden kénnten
(FI.Nrn. 1565/1, 1560/7, 1560/9, 1560/10, 1560/26, 1560/27 und 1560/29, alle Gemarkung
Altdorf b. Nurnberg)

Die mit dem Bebauungsplan festgesetzten Gebaudehdhen orientieren sich am stadtebaulichen
Umfeld. Es wird eine max. Gebaudehthe von 11,00 m festgesetzt. Als Bezugshdhe wurde das
StralRenniveau der Donellusstral’e angenommen. Der Bebauungsplan 12A nérdlich der
Uberplanten Flachen lasst im Anschluss an die hier Gberplanten Flachen eine Bebauung mit
max. zwei Vollgeschossen und einer zulassigen Traufhéhe von 6,80 m zu. Darlber darf ein
Dach mit einer Dachneigung von bis zu 38° entstehen. D.h. bei einer angenommenen Haustiefe
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von ca. 11 m ware dort nach dem bestehenden Planungsrecht eine Bebauung mit einer
Gebéaudehothe von ca. 11,0 m Gesamthdhe mit Dach zuldssig. Das Baufenster ist grundsatzlich
so grof3, dass sogar theoretisch tiefere Bebauungen mit dementsprechend héheren Dachern
denkbar waren. Eine Begrenzung der Gesamthéhe durch eine festgesetzte Firsthdhe ist nicht
erfolgt. FUr den stadtebauliche ,Einflgemalstab“ ist nach Norden daher die gewahite
Hoéhenentwicklung als vertretbar zu erachten. Festzustellen ist, dass fur die Abwagung nicht auf
die aktuell ausgefiihrte Hohe abzustellen ist, sondern auf die Planungsrechtlich zulassigen
Bebauungen abzustellen.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des
Spielplatzes sowie dem Baufenster stidlich der Donellusstral3e ist eine Bebauung mit max. zwei
Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zuléssig. Hier besteht aber
Wabhlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhdéhe von 6,0
m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zulassige Sockelhdéhe von 0,3 m
bestimmt.

Lasst man diese aulRer Acht, so ware eine Traufh6he von 6,50 m zzgl. Dach zulassig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zulassig. Die Dachneigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausniitzung
der max. zulassigen Traufhéhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
mdgliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnittzeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen.

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehohe bewegt sich somit im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen tber die Zuléssigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht flir geneigte Dacher, so kbnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Gebaudehdhen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehdhe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hoéhenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten H6hen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Geb&udekdrper der Bestandsbebauungen zurtickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
anschliel3end die geplante Baukubatur mit der zulassigen Hohenentwicklung eingefiigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwégungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatsachlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. Unbotméafige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwégung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstiucke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zul&ssig sind.

Stadtebaulich beachtenswert ist zudem, dass im Umfeld des Anderungsbereiches eine
entsprechende ,Ausnutzung“ des bestehenden Planungsrechtes bereits erfolgt ist. In anderen
Bereichen wurden erkennbar Befreiungen vom bestehenden Planungsrecht erteilt bzw.
bestehende Baugrenzen auch erkennbar tberschritten bzw. abweichend gebaut.
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Im Abwagungsprozess beachtenswert sind aus planerischer Sicht zudem die bisherigen und
geplanten Baufenster fiir eine Bebauung. Fiir den Anderungsbereich existiert aktuell ein
grof3ziigiges Baufenster welches im Norden einen Abstand von ca. 3,0 m im Minimum zur
Grundstiicksgrenze einhalt. Im Westen halt das Baufenster nur einen Abstand von ca. 3,25 m
zur Grundstucksgrenze ein. Im Osten wird ein Abstand von ca. 4,0 m und im Suden von ca. 5,0
m eingehalten. Innerhalb es so bestimmten Baufensters konnten auch bisher bereits Gebaude
mit den vorstehend dargestellten Dimensionen realisiert werden. Das Baufenster ist zudem so
grof3, dass dort auch zwei Gebaude (als Einzelgebaude) mit bis zu je 6 Wohnungen gem.
bestehendem Bauplanungsrecht denkbar waren. Die festgesetzte GRZ von 0,3 ist hierbei
aufgrund der Gesamtdimension des Grundstiickes nicht als Hinderungsgrund fur zwei Gebaude
zu erachten. Die nun geplanten Baufenster nehmen im Suiden die bestehende Baugrenze auf.
Im Westen wird der Mindestabstand zur Grundstiicksgrenze auf ca. 4,40 m vergrof3ert. Im
Norden wird die bisherige Baugrenze ebenfalls eingehalten bzw. Uberwiegend unterschritten.
Eine Uberschreitung des bisherigen Baufensters erfolgt lediglich im Osten um 1,0 m. Dort
grenzt aber ein 6ffentliches Wegegrundstiick sowie angrenzend daran ein oOffentlicher Spielplatz
an. Nachbarschaftliche Belange werden dort nicht in erheblichem Mafle beeintrachtigt, so dass
hier eine Abweichung von den bisherigen Vorgaben zum Baufenster vertraglich ist. Die nach
Norden, Westen und Siden bestimmtem Baugrenzen wurden sorgsam unter Beachtung des
aktuellen Abstandsflachenrechtes der bay. Bauordnung (BayBO) von 0,4 H bestimmt. Grafisch
ist in Anlage C der Abwéagungstabelle eine Uberlagerung der Baufenster im Bestand sowie der
vorliegenden Planung abgebildet.

Somit wird hier den nachbarschaftlichen Schutzansprechen angemessen Rechnung getragen.
Wesentliche zusatzliche Einschrankungen hinsichtlich Belichtung, Beliiftung und Besonnung,
welche sich nicht auch schon aus dem bestehenden Planungsrecht ergeben hétten, sind aus
fachlicher Sicht nicht zu erwarten. Mit der Planung kann ein Beitrag zur angemessen
verdichteten Bauweise geleistet und hiermit auch zu einem flachensparenden Umgang mit der
endlichen Ressource Boden beigetragen werden. Die Planung entspricht damit auch dem
gesamtgesellschaftlichen Auftrag eine sozialvertragliche Bodennutzung zu ermdglichen. Eine
Nachverdichtung im Bestand ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Im vorliegenden Fall ist zudem in
der Gesamtabwagung festzustellen, dass auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits
eine deutlich dichtere Bebauung mdglich war, als die die aktuell umgesetzte Bebauung im
Umfeld den Bewohnern suggeriert. Die vorliegende Anderung greift hierbei die aktuellen
Veranderungen in der Bauweise angemessen auf und verhindert gleichzeitig tibergebuhrliche
Auswirkungen auf das Umfeld.

Die Bedenken der Einwendungsgeber werden daher entsprechend der vorstehenden
Ausflihrungen nicht geteilt. Es wird empfohlen an den Planungsabsichten festzuhalten.

Beschluss 27 Anonym 2

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung flr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 2 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Die mit dem Bebauungsplan festgesetzten Gebaudeh6hen orientieren sich am stadtebaulichen
Umfeld. Es wird eine max. Gebaudehéhe von 11,00 m festgesetzt. Als Bezugshdhe wurde das
Stral3enniveau der Donellusstral3e angenommen. Der Bebauungsplan 12A ndrdlich der
Uberplanten Flachen lasst im Anschluss an die hier Uberplanten Flachen eine Bebauung mit
max. zwei Vollgeschossen und einer zulassigen Traufhéhe von 6,80 m zu. Dartber darf ein
Dach mit einer Dachneigung von bis zu 38° entstehen. D.h. bei einer angenommenen Haustiefe
von ca. 11 m ware dort nach dem bestehenden Planungsrecht eine Bebauung mit einer
Gebaudehohe von ca. 11,0 m Gesamthéhe mit Dach zulassig. Das Baufenster ist grundséatzlich
so grof3, dass sogar theoretisch tiefere Bebauungen mit dementsprechend Hoheren Dachern
denkbar waren. Eine Begrenzung der Gesamthdhe durch eine festgesetzte Firsthdhe ist nicht
erfolgt. FlUr den stadtebauliche ,Einfligemalstab® ist nach Norden daher die gewahlte
Hohenentwicklung als vertretbar zu erachten. Festzustelle ist, dass fur die Abwagung nicht auf
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die aktuell ausgefiihrte Hohe abzustellen ist, sondern auf die Planungsrechtlich zulassigen
Bebauungen abzustellen.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des
Spielplatzes sowie dem Baufenster stidlich der Donellusstrale ist eine Bebauung mit max. zwei
Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zuléssig. Hier besteht aber
Wabhlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhdéhe von 6,0
m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zulassige Sockelhthe von 0,3 m
bestimmt.

Lasst man diese aul3er Acht, so wéare eine Traufhhe von 6,50 m zzgl. Dach zulassig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zulédssig. Die Dachneigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausnitzung
der max. zulassigen Traufhéhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
madgliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnittzeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen.

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehdhe bewegt sich somit im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen tber die Zulassigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht flir geneigte Dacher, so kbnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Geb&audehohen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehohe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hohenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten Hohen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Gebaudekdrper der Bestandsbebauungen zuriickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung lberlagert und
anschliel3end die geplante Baukubatur mit der zuldssigen Hohenentwicklung eingefiigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwéagungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatséchlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. Unbotmé&Rige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wiirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwéagung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstucke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zuléassig sind.

Stadtebaulich beachtenswert ist zudem, dass im Umfeld des Anderungsbereiches eine
entsprechende ,Ausnutzung“ des bestehenden Planungsrechtes bereits erfolgt ist. In anderen
Bereichen wurden erkennbar Befreiungen vom bestehenden Planungsrecht erteilt bzw.
bestehende Baugrenzen auch erkennbar tUberschritten bzw. abweichend gebaut.

Im Abwégungsprozess beachtenswert sind aus planerischer Sicht zudem die bisherigen und
geplanten Baufenster fiir eine Bebauung. Fiir den Anderungsbereich existiert aktuell ein
grof3ziigiges Baufenster welches im Norden einen Abstand von ca. 3,0 m im Minimum zur
Grundstiucksgrenze einhalt. Im Westen halt das Baufenster nur einen Abstand von ca. 3,25 m
zur Grundstiicksgrenze ein. Im Osten wird ein Abstand von ca. 4,0 m und im Siden von ca. 5,0
m eingehalten. Innerhalb es so bestimmten Baufensters konnten auch bisher bereits Gebaude
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mit den vorstehend dargestellten Dimensionen realisiert werden. Das Baufenster ist zudem so
grol3, dass dort auch zwei Gebaude (als Einzelgeb&ude) mit bis zu je 6 Wohnungen gem.
bestehendem Bauplanungsrecht denkbar waren. Die festgesetzte GRZ von 0,3 ist hierbei
aufgrund der Gesamtdimension des Grundstiickes nicht als Hinderungsgrund fur zwei Gebaude
zu erachten. Die nun geplanten Baufenster nehmen im Siden die bestehende Baugrenze auf.
Im Westen wird der Mindestabstand zur Grundstiicksgrenze auf ca. 4,40 m vergrof3ert. Im
Norden wird die bisherige Baugrenze ebenfalls eingehalten bzw. Uberwiegend unterschritten.
Eine Uberschreitung des bisherigen Baufensters erfolgt lediglich im Osten um 1,0 m. Dort
grenzt aber ein 6ffentliches Wegegrundstiick sowie angrenzend daran ein offentlicher Spielplatz
an. Nachbarschaftliche Belange werden dort nicht in erheblichem Maf3e beeintrachtigt, so dass
hier eine Abweichung von den bisherigen Vorgaben zum Baufenster vertraglich ist. Die nach
Norden, Westen und Siden bestimmtem Baugrenzen wurden sorgsam unter Beachtung des
aktuellen Abstandsflachenrechtes der bay. Bauordnung (BayBO) von 0,4 H bestimmt. Grafisch
ist in Anlage C der Abwéagungstabelle eine Uberlagerung der Baufenster im Bestand sowie der
vorliegenden Planung abgebildet.

Somit wird hier den nachbarschaftlichen Schutzansprechen angemessen Rechnung getragen.
Wesentliche zuséatzliche Einschréankungen hinsichtlich Belichtung, Beluftung und Besonnung,
welche sich nicht auch schon aus dem bestehenden Planungsrecht ergeben hétten, sind aus
fachlicher Sicht nicht zu erwarten. Mit der Planung kann ein Beitrag zur angemessen
verdichteten Bauweise geleistet und hiermit auch zu einem flachensparenden Umgang mit der
endlichen Ressource Boden beigetragen werden. Die Planung entspricht damit auch dem
gesamtgesellschaftlichen Auftrag eine sozialvertragliche Bodennutzung zu erméglichen. Eine
Nachverdichtung im Bestand ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Im vorliegenden Fall ist zudem in
der Gesamtabwéagung festzustellen, dass auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits
eine deutlich dichtere Bebauung mdglich war, als die die aktuell umgesetzte Bebauung im
Umfeld den Bewohnern suggeriert. Die vorliegende Anderung greift hierbei die aktuellen
Veranderungen in der Bauweise angemessen auf und verhindert gleichzeitig tibergebuhrliche
Auswirkungen auf das Umfeld.

Hinsichtlich der Bedenken zum ruhenden Verkehr ist festzustellen, dass fiir die vorliegende
Anderung des Planungsrechtes der erforderliche Stellplatznachweis gem. der stadtischen
Stellplatzsatzung zu erfolgen hat. Hiermit wird eine angemessene Anzahl von Stellplatzen fir
die geplanten Nutzungen sichergestellt. Um diese auf dem Baugrundstiick umzusetzen, wurde
bewusst ein gesondertes Baufenster flr Tiefgaragen festgesetzt, so dass gewéhrleistet ist, dass
auf dem Baugrundstuck selbst der Nachweis der notwendigen Stellplatze erfolgen kann.
Zusatzlich besteht die Moéglichkeit entlang der DonellusstralRe weitere Stellplatze als
Besucherstellplatze umzusetzen. Eine ,Verscharfung“ der bestehenden Nutzungssituation des
offentlichen Verkehrsraumes durch die Planungsmafinahmen ist nicht zu erwarten. Auch hier ist
zudem darauf hinzuweisen, dass eine Bebauung in &hnlicher Dichte mit dem bestehenden
Planungsrecht bereits mdglich gewesen ware! Festzustellen ist zudem, dass die bestehende
Stellplatzsituation in der Donellusstral3e durch die Bewohner selbst mit verursacht wird. Fir den
ruhenden Verkehr vorgesehene Flachen wurden Abstellflachen, Nebengebauden und
ahnlichem umgenutzt oder werden in ihrer Nutzbarkeit durch Uberdachungen u.4.
eingeschrankt. Mehrfach konnte bei Ortsbegehungen auch eine Nutzung als Abstellflache fir
Anhanger u.a. genutzt. So verstandliche wie entsprechende Nutzungen sind, fuhrt dies aber zu
eine gewissen Grad auch selbst zu der von den Einwendenden benannten Herausforderungen
in der DonellusstralRe. Ein Verzicht auf die Uberplanung wiirde hier nicht zu einer anderweitigen
Situation fuhren.

Zu den vom potenziellen Vorhabentrdger im Rahmen einer nicht von der Stadt Altdorf als
Plangeber initiierten Offentlichkeitsveranstaltung vorgestellten Planungen ist festzustellen, dass
es sich hierbei um eine mdgliche Planungsabsicht handelt. Der Bebauungsplan jedoch regelt
den stadtebaulich angemessenen Rahmen, welcher aus fachlicher Sicht und besonderer
Wirdigung der bereits im Bestand mdglichen Bebauungen als vertretbar anzusehen ist und
dem wichtigen Anspruch an Nachverdichtung, Flachensparen und sorgsamen Umgang mit
Grund und Boden Rechnung tragt.

Die Bedenken der Einwendungsgeber werden daher entsprechend der vorstehenden
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Ausfihrungen nicht geteilt. Es wird empfohlen an den Planungsabsichten festzuhalten.

Beschluss 28 Anonym 3

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 3 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Zu den vom potenziellen Vorhabentrager im Rahmen einer nicht von der Stadt Altdorf als
Plangeber initierten Offentlichkeitsveranstaltung vorgestellten Planungen ist festzustellen, dass
es sich hierbei um eine mogliche Planungsabsicht handelt.

Der Bebauungsplan jedoch regelt den stadtebaulich angemessenen Rahmen, welcher aus
fachlicher Sicht und besonderer Wiirdigung der bereits im Bestand mdglichen Bebauungen als
vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an Nachverdichtung, Flachensparen und
sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung tragt.

Hinsichtlich der Anderung des Planungsrechtes von 2 Vollgeschosse auf 3 Voll-geschosse ist
festzuhalten, dass der Begriff des ,Vollgeschosses” nur bedingt einen Rickschluss auf die
Gesamthdhe der baulichen Anlagen zulasst. Aus dem Begriff des Vollgeschosses lasst sich
keine Bauhohe der Gebaude ableiten, da es hierzu keine verbindliche Definition gibt (Vgl.
hierzu auch die Kommentierung zum BauGB). Die dritte Dimension baulicher Anlagen lasst sich
vielmehr nur durch verbindliche Festsetzungen zur Gebaudehéhen und entsprechenden
Bezugspunkten sicher bestimmen. Dies hat das bestehende Planungsrecht des
Bebauungsplans Nr. 12b nur teilweise vollzogen. Zwar wurde eine max. Bebauung mit 2
Vollgeschossen definiert, daruber hinaus aber ,nur” eine Traufhéhe von 6,50 m sowie
Bestimmungen fir die Dachneigung getroffen. Faktisch waren somit auch im Bestand bereits
bauliche Anlagen moglich, welche eine Bebauung mit Dimensionen ermdglichte, die ein
faktisches drittes Geschoss ermdéglichten, dass dann allerdings kein Vollgeschoss sein durfte.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des
Spielplatzes sowie dem Baufenster stdlich der Donellusstrafe ist eine Bebauung mit max. zwei
Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zulassig. Hier besteht aber
Wahlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhéhe von 6,0
m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zuldssige Sockelhtéhe von 0,3 m
bestimmt.

Lasst man diese aulRer Acht, so ware eine Traufh6he von 6,50 m zzgl. Dach zulassig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zulassig. Die Dach-neigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausntitzung
der max. zulassigen Traufhdhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
mdgliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnitt-zeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zuldssig gewesen. Die Angabe zu Vollgeschossen ist somit nur bedingt
aussagefahig, wenn es um die stadtebaulich wirksame Gebaudekubatur geht!

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehdhe bewegt sich in der Gesamtschau im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen tber die Zuléssigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht fir geneigte Dacher, so kdnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Gebaudehdhen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehdhe
gleichartig wirksam sind.
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Eine stadtebaulich vertragliche Héhenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hohenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt. Die nun
vorgesehene Zulassigkeit der Umsetzung von Flachdachgebéauden sorgt hierbei dafiir, dass die
stadtebaulich vertragliche Gesamthohenentwicklung gewahrt bleibt. Durch die Festsetzung der
Ausfihrung als Griindach wird zudem daflr Sorge getragen, dass die Satteldacher mit
Dachziegeln unvermeidliche Aufhitzung minimiert wird. Zudem ist festzustellen, dass die im
urspriinglichen Planungsrecht vorgesehenen Bestimmungen zur Dachgestaltung in der Realitat
erkennbar aufgeweicht wurden.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten Hohen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Gebaude-kdrper der Bestandsbebauungen zurtickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
anschliel3end die geplante Baukubatur mit der zulassigen Hohenentwicklung eingefiigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwégungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatséchlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. UnbotméaRige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwéagung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstiicke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zulassig sind.

Die getroffene Festsetzung zur Umsetzung von formell 3 Vollgeschossen vollzieht planerisch
unter Beachtung der tatsachlich bereits mdglichen Héhenentwicklung eine sinnvolle
Nachverdichtungsmadglichkeit nach, welche aus stadtebaulicher Sicht als vertraglich anzusehen
ist. Hieran soll aus planerischer Sicht festgehalten werden.

Fur die Abwéagung der stadtebaulich vertraglichen Gesamtentwicklung kann der Blick nicht nur
auf den Geltungsbereich eines Bebauungsplans beschrankt werden! Vielmehr ist der Blick auf
das relevante gesamte stadtebauliche Umfeld zu lenken. Die von Herr Propster angeflihrte
Bebauung an der Schopperstrale ist somit durchaus in die Gesamtabwéagung einzuflhren. Im
Weiteren ist diesbezuiglich auf die bereits ausgefuhrten Aussagen uber die zuldssige Hohen-
entwicklung baulicher Anlagen zu verweisen. Hinsichtlich der ,Wahrung des Gesamtbildes des
StraRenzuges” ist darauf hinzuweisen, dass im Planungsrecht urspringlich sudlich der
Donellus-stral3e vorgesehene Bebauung mit Garagenzeile und dahinterliegender Bebauung gar
nicht umgesetzt wurde. Stattdessen wurde auf die Garagenzeile verzichtet und die Bebauung
an die StralRe herangerickt. Fur den ruhenden Verkehr blieb im Wesentlichen nur noch ein als
Stellplatz zu nutzender Streifen. Dieser wiederum wird durch Bewohner vermehrt durch
Carports, Nebenanlagen und ahnlichem in einer Art und Weise umgestaltet, dass der
urspriingliche Gesamteindruck bereits erheblich gestért wird. Auch von den Vorgaben zur
Dachgestaltung und Farbe der Dachziegel oder Fassadenfarben wurde bereits an
verschiedenen Stellen erheblich abgewichen, so dass aus planerischer Sicht hiermit bereits
erhebliche Stérung bzw. Tradierungen des urspriinglichen Gesamtgestaltungskonzeptes
entstanden sind.

Zur nun geplanten Bebauung mit drei Vollgeschossen ist wiederum auf die Ausflihrungen zur
Hohenentwicklung zu verweisen. Sie ist in diesem Kontext als Vertraglich zu erachten. Es
entsteht auch kein ,Mehr“ an Hohe, da die zulassige Gesamthéhe der baulichen Anlagen nun
eindeutig gegeniber dem bisherigen Planungsrecht beschrénkt ist!

Fur den Anderungsbereich existiert aktuell ein groRziigiges Baufenster welches im Norden
einen Abstand von ca. 3,0 m im Minimum zur Grundstlicksgrenze einhalt. Im Westen hélt das
Baufenster nur einen Abstand von ca. 3,25 m zur Grundstiicksgrenze ein. Im Osten wird ein
Abstand von ca. 4,0 m und im Suden von ca. 5,0 m eingehalten. Innerhalb es so bestimmten
Baufensters konnten auch bisher bereits Gebaude mit den vorstehend dargestellten
Dimensionen realisiert werden. Das Baufenster ist zudem so grof3, dass dort auch zwei
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Gebéude (als Einzelgebdude) mit bis zu je 6 Wohnungen gem. bestehendem Bauplanungsrecht
denkbar waren. Die festgesetzte GRZ von 0,3 ist hierbei aufgrund der Gesamtdimension des
Grundstickes nicht als Hinderungsgrund fir zwei Gebaude zu erachten. Die nun geplanten
Baufenster nehmen im Stiden die bestehende Baugrenze auf. Im Westen wird der
Mindestabstand zur Grundstiicksgrenze auf ca. 4,40 m vergroRert. Im Norden wird die bisherige
Baugrenze ebenfalls eingehalten bzw. tiberwiegend unterschritten. Eine Uberschreitung des
bisherigen Baufensters erfolgt lediglich im Osten um 1,0 m. Dort grenzt aber ein 6ffentliches
Wegegrundstiick sowie angrenzend daran ein 6ffentlicher Spielplatz an. Nachbarschaftliche
Belange werden dort nicht in erheblichem Malf3e beeintrachtigt, so dass hier eine Abweichung
von den bisherigen Vorgaben zum Baufenster vertraglich ist. Die nach Norden, Westen und
Suden bestimmtem Baugrenzen wurden sorgsam unter Beachtung des aktuellen
Abstandsflachen-rechtes der bay. Bauordnung (BayBO) von 0,4 H bestimmt. Grafisch ist in
Anlage C der Abwagungstabelle eine Uberlagerung der Baufenster im Bestand sowie der
vorliegenden Planung abgebildet.

Somit wird hier den nachbarschaftlichen Schutzansprechen angemessen Rechnung getragen.
Wesentliche zusatzliche Einschrankungen hinsichtlich Belichtung, Belliftung und Besonnung,
welche sich nicht auch schon aus dem bestehenden Planungsrecht ergeben hétten, sind aus
fachlicher Sicht nicht zu erwarten. Mit der Planung kann ein Beitrag zur angemessen
verdichteten Bauweise geleistet und hiermit auch zu einem flachensparenden Umgang mit der
endlichen Ressource Boden beigetragen werden. Die Planung entspricht damit auch dem
gesamtgesellschaftlichen Auftrag eine sozialvertragliche Bodennutzung zu ermgglichen. Eine
Nachverdichtung im Bestand ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Im vorliegenden Fall ist zudem in
der Gesamtabwagung festzustellen, dass auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits
eine deutlich dichtere Bebauung mdglich war, als die die aktuell umgesetzte Bebauung im
Umfeld den Bewohnern suggeriert. Die vorliegende Anderung greift hierbei die aktuellen
Veranderungen in der Bauweise angemessen auf und verhindert gleichzeitig tbergebihrliche
Auswirkungen auf das Umfeld.

Ein ,Trading Down Effekt‘ wie von den Eingebenden beflirchtet kann nicht nachvollzogen
werden. Bereits im Bestand ist flr das Uberplanten Grundstiick bei Ausnutzung des
bestehenden Planungsrechtes eine erkennbar verdichtete Bebauung mdéglich. Ein sich
»-anderndes Gesamtbild“ des Strallenzuges fuhrt nicht automatisch zu einer ,schlechteren®
Grundstticksbewertung im Sinne der harten faktischen Bewertungskriterien des
Gutachterausschusses. Die von den Eingebenden benannten Bedenken sind hier eher als
,weiche“ subjektive Bedenken zu erachten, die stark von der individuellen Einzelabschatzung
abhangen. Aus planerischer Sicht waren hier eher die zwischenzeitlich erfolgten vielfachen
kreativen Gestaltungen der Stellplatzbereiche als ,negatives” Bewertungskriterium zu erachten.
Die diesbezilglichen Bedenken kénnen daher objektiv bzgl. der Planungen nicht geteilt werden.

Die mit ,Stérung der Umwelt“ dargelegten Vorurteile gegentiber Nutzern von Mietwohnungen
sind aus planerischer Sicht unverstandlich und entschieden zuriickweisen! Es sind
Unterstellungen und Mutmaf3ungen, welche nicht Abwagungsrelevant sind. Zudem ist auch
darauf hinzuweisen, dass auch Reihenhausparzellen oder Einfamilienhauser heute oder spater
vielleicht fremdvermietet werden konnen oder vielleicht auch schon sind!

Mit der Anderung des Planungsrechtes entstehen keine grundsatzlich anderweitigen
Auswirkungen, als diese auch im Bestand bereits moéglich waren! Auf die Ausfihrungen zur
Hohenentwicklung ist zu erweisen. Auch mit dem urspriinglichen Baufenster wére bereits eine
Bebauung mit zwei gréReren Baukorpern méglich gewesen. Durch die bisherige Ausfiihrung mit
geneigtem Dach mit Dachziegeln ware faktisch ebenfalls eine deutliche Warmereflektion
verbunden gewesen. Die nun geplante Ausfiihrung als Flachdach ist hier eher positiv zu
bewerten, da dieses verbindlich als Griindach ausgefuhrt werden muss. Grindacher kénnen
nachweislich positiv auf das Kleinklima wirken. Da die Festsetzung auch auf die Dachflachen
von Tiefgaragen anzuwenden ist, kann aus planerischer Sicht mit hinreichender Sicherheit
davon ausgegangen werden, dass die sich mit den geanderten Planungsrecht ergebenden
Auswirkungen nicht anders sind, als sie bereits im Bestand moglich wéaren.

Die Fragestellung der Leistungsfahigkeit der bestehenden Infrastruktur ist selbstverstandlich
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bereits in die Planungen eingeflossen! Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei der
vorliegenden Planung nicht um die Schaffung neues Planungsrechtes handelt, sondern um eine
Anderung! Bisher hatte die vollstandige Ableitung des gesamten Abwassers iiber den
bestehenden Kanal erfolgen kénnen. Die Flachen waren in der Dimensionierung des Kanals
bereits berticksichtigt. Mit der Anderung des Planungsrechtes wird nun im Anderungsbereich
abweichend von den bisherigen Bestimmungen im Bereich der Wohnnutzungen des
Bebauungsplans 12b eine verpflichtende getrennte Sammlung vorrangige 6rtliche Versickerung
des Niederschlagswassers, die verpflichtende Errichtung von Rickhaltevolumen im Plangebiet
sowie der Vorbehalt einer Begrenzung der Niederschlagswasserableitung (Drosselung) tuber
den offentlichen Kanal aufgenommen. Die Situation wird durch die Planungen nicht verschérft,
sondern lokal eher entlastet. Hinsichtlich potenzieller Verfahren aus Starkregenereignissen ist
auf die Pflichten gem. DIN1986-100 zu verweisen. Fur Grundstticke >800 m? ist ein gesonderter
Uberflutungsnachweis zu fiihren, der sicherstellt, dass Starkregenereignisse sicher auf dem
Grundstiick ohne Gefahrdungen des Uberplanten Flachen und des Umfeldes zuriickgehalten
werden koénnen.

Mit der geplanten Bebauung entstehend aller Voraussicht nach nicht mehr
Verkehrsbelastungen, als dies auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits méglich
gewesen ware. Die Lage im Nahbereich des Spielplatzes ist bekannt. Jedoch kann hieraus
nicht automatisch abgeleitet werden, dass sich das Gefahrdungspotenzial erhéht. Der
Spielplatz selbst ist zudem mittels Zauns vom Verkehrsraum abgrenzt. Die Bedenken der
Einwendenden sind hier subjektiver Natur. Erkennbar ist aber, dass gerade bei den Bewohnern
der Donellusstral3e selbst zu einen gewissen Grad zu einer Erh6hung des Gefahrdungsgrades
beigetragen wird, indem Kraftfahrzeugen widerrechtlich auf den Gehwegflachen der
Donellusstral3e abgestellt werden und hiermit die Nutzer des Gehweges auf die Stralie
verdrangt werden. Ein solches Verhalten konnte bei mehreren Ortshegehungen festgestellt
werden. Beispielhaft sind in auf den als Anlage D der Abwéagungstabelle beigeflgten
Bildausztigen aus dem Kartenprogramm von (,LookAround” Funktion) entsprechende
Fehlverhalten dokumentiert. Es handelt sich somit erkennbar um ein allgemeines Thema,
welches nicht auf die vorliegende Planung im Sinne der Erh6hung eines Gefahrdungspotenzials
bezogen werden kann.

Hinsichtlich der Bedenken zum ruhenden Verkehr ist festzustellen, dass fir die vorliegende
Anderung des Planungsrechtes der erforderliche Stellplatznachweis gem. der stadtischen
Stellplatzsatzung zu erfolgen hat. Diese differenziert nach den Wohnungsgrof3en. Es erfolgt
keine pauschale Festsetzung auf 1,5 Stellplatze. Mit der aktuellen Stellplatzsatzung wird eine
angemessene Anzahl von Stellplétzen fiir die geplanten Nutzungen sichergestellt. Um diese auf
dem Baugrundstiick umzusetzen, wurde bewusst ein gesondertes Baufenster flr Tiefgaragen
festgesetzt, so dass gewahrleistet ist, dass auf dem Baugrundstiick selbst der Nachweis der
notwendigen Stellplatze erfolgen kann. Zusatzlich besteht die Moglichkeit entlang der
DonellusstralRe weitere Stellplatze als Besucherstellplatze umzusetzen. Eine ,Verscharfung“ der
bestehenden Nutzungssituation des 6ffentlichen Verkehrsraumes durch die
Planungsmafinahmen ist nicht zu erwarten. Auch hier ist zudem darauf hinzuweisen, dass eine
Bebauung in @hnlicher Dichte mit dem bestehenden Planungsrecht bereits moglich gewesen
ware! Auch hierflir ware ein entsprechender Stellplatznachweis notwendig gewesen.

Planungsrechtlich ist es zun&chst irrelevant ob die geplanten Wohnungen eigengenutzt oder
Fremdvermietet werden. Fir jede Wohnung ist ein Stellplatznachweis entsprechend der
Satzung zu fuihren. Die Bedenken der Eingebenden sind hier nachvollziehbar, konnen jedoch
Planungsrechtlich nicht gelost werden, da hierzu keine Festsetzungsmaglichkeiten bestehen.
Mit dem bestehenden Satzungsrecht wird aber dafiir Sorge getragen, dass eine ausreichende
Anzahl von Stellplatzen hergestellt wird.

Festzustellen ist leider, dass die bestehende Stellplatzsituation in der Donellusstral3e durch die
Bewohner auch selbst mit verursacht wird. Fir den ruhenden Verkehr vorgesehene Flachen
wurden Abstellflachen, Nebengebauden und &hnlichem umgenutzt oder werden in ihrer
Nutzbarkeit durch Uberdachungen u.&. eingeschrankt. Mehrfach konnte bei Ortsbegehungen
auch eine Nutzung als Abstellflache fur Anhanger, Wohnwagen u.a. festgestellt werden. So
verstandliche wie entsprechende Nutzungen sind, fuhrt dies aber zu einem gewissen Grad auch
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selbst zu der von den Einwendenden benannten Herausforderungen in der Donellusstra3e. Ein
Verzicht auf die Uberplanung wirde hier nicht zu einer anderweitigen Situation fihren.

Die Bedenken der Einwendungsgeber werden daher entsprechend der vorstehenden
Ausfiihrungen und Abwégungen nach sorgsamer Prifung nicht geteilt. Es wird empfohlen an
den Planungsabsichten festzuhalten.

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplans regelt den stadtebaulich angemessenen
Rahmen, welcher aus fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand
mdglichen Bebauungen als vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an
Nachverdichtung, Flachensparen und sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung
tragt. Die berechtigen Belange der Nachbarschaft sind in die Planungsabwagungen sorgsam
und umfassend eingeflossen und gewdrdigt.

Beschluss 29 Anonym 4

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente® der Stadt Altdorf b. NUrnberg.

Es ist festzustellen, dass die Stellungnahme Anonym 4 wortgleich mit der Stellungnahme
Anonym 3 ist. Es erfolgt eine gleichlautende Abwéagung die wie folgt lautet:

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 4 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwégung aller Belange wie folgt behandelt:

Zu den vom potenziellen Vorhabentrager im Rahmen einer nicht von der Stadt Altdorf als
Plangeber initiierten Offentlichkeitsveranstaltung vorgestellten Planungen ist festzustellen, dass
es sich hierbei um eine mdgliche Planungsabsicht handelt.

Der Bebauungsplan jedoch regelt den stadtebaulich angemessenen Rahmen, welcher aus
fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand moglichen Bebauungen als
vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an Nachverdichtung, Flachensparen und
sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung tragt.

Hinsichtlich der Anderung des Planungsrechtes von 2 Vollgeschosse auf 3 Vollgeschosse ist
festzuhalten, dass der Begriff des ,Vollgeschosses® nur bedingt einen Rickschluss auf die
Gesamthdhe der baulichen Anlagen zulasst. Aus dem Begriff des Vollgeschosses lasst sich
keine Bauhohe der Gebaude ableiten, da es hierzu keine verbindliche Definition gibt (Vgl.
hierzu auch die Kommentierung zum BauGB). Die dritte Dimension baulicher Anlagen l&asst sich
vielmehr nur durch verbindliche Festsetzungen zur Gebaudehthen und entsprechenden
Bezugspunkten sicher bestimmen. Dies hat das bestehende Planungsrecht des
Bebauungsplans Nr. 12b nur teilweise vollzogen. Zwar wurde eine max. Bebauung mit 2
Vollgeschossen definiert, daruber hinaus aber ,nur” eine Traufhéhe von 6,50 m sowie
Bestimmungen fir die Dachneigung getroffen. Faktisch waren somit auch im Bestand bereits
bauliche Anlagen moglich, welche eine Bebauung mit Dimensionen ermdglichte, die ein
faktisches drittes Geschoss ermgglichten, dass dann allerdings kein Vollgeschoss sein durfte.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster 6stlich des
Spielplatzes sowie dem Bau-fenster sudlich der Donellusstral3e ist eine Bebauung mit max.
zwei Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zulassig. Hier besteht
aber Wabhlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufh6he von
6,0 m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zulassige Sockelhéhe von 0,3 m
bestimmit.

Lasst man diese aul3er Acht, so wéare eine Traufhohe von 6,50 m zzgl. Dach zul&ssig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zuléssig. Die Dach-neigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausnitzung
der max. zulassigen Traufhdhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
magliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.
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Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnittzeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen. Die Angabe zu Vollgeschossen ist somit nur bedingt
aussagefahig, wenn es um die stadtebaulich wirksame Gebaudekubatur geht!

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehohe bewegt sich in der Gesamtschau im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen Uber die Zuléassigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht flir geneigte Dacher, so kbnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Gebaudehdhen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehdhe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Héhenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hohenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt. Die nun
vorgesehene Zulassigkeit der Umsetzung von Flachdachgeb&uden sorgt hierbei daftir, dass die
stadtebaulich vertragliche Gesamthéhenentwicklung gewahrt bleibt. Durch die Festsetzung der
Ausfiihrung als Griindach wird zudem daflir Sorge getragen, dass die Satteldacher mit
Dachziegeln unvermeidliche Aufhitzung minimiert wird. Zudem ist festzustellen, dass die im
urspriinglichen Planungsrecht vorgesehenen Bestimmungen zur Dachgestaltung in der Realitat
erkennbar aufgeweicht wurden.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwéagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten H6hen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Geb&ude-kdrper der Bestandsbebauungen zuriickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
anschlie3end die geplante Baukubatur mit der zulassigen Héhenentwicklung eingefligt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwégungstabelle beigeflgt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatsachlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. Unbotméafige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwéagung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstucke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zul&ssig sind.

Die getroffene Festsetzung zur Umsetzung von formell 3 Vollgeschossen vollzieht planerisch
unter Beachtung der tatsachlich bereits mdglichen Hohenentwicklung eine sinnvolle
Nachverdichtungsmadglichkeit nach, welche aus stadtebaulicher Sicht als vertraglich anzusehen
ist. Hieran soll aus planerischer Sicht festgehalten werden.

Fur die Abwéagung der stadtebaulich vertraglichen Gesamtentwicklung kann der Blick nicht nur
auf den Geltungsbereich eines Bebauungsplans beschrankt werden! Vielmehr ist der Blick auf
das relevante gesamte stadtebauliche Umfeld zu lenken. Die von Herr Propster angefiihrte
Bebauung an der Schopperstral3e ist somit durchaus in die Gesamtabwéagung einzuftihren. Im
Weiteren ist diesbezliglich auf die bereits ausgefilhrten Aussagen tber die zulassige Hohen-
entwicklung baulicher Anlagen zu verweisen. Hinsichtlich der ,Wahrung des Gesamtbildes des
StraRenzuges*” ist darauf hinzuweisen, dass im Planungsrecht urspriinglich sudlich der
Donellus-stral3e vorgesehene Bebauung mit Garagenzeile und dahinterliegender Bebauung gar
nicht umgesetzt wurde. Stattdessen wurde auf die Garagenzeile verzichtet und die Bebauung
an die StralRe herangerlckt. Fur den ruhenden Verkehr blieb im Wesentlichen nur noch ein als
Stellplatz zu nutzender Streifen. Dieser wiederum wird durch Bewohner vermehrt durch
Carports, Nebenanlagen und &hnlichem in einer Art und Weise umgestaltet, dass der
urspriingliche Gesamteindruck bereits erheblich gestort wird. Auch von den Vorgaben zur
Dachgestaltung und Farbe der Dachziegel oder Fassadenfarben wurde bereits an
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verschiedenen Stellen erheblich abgewichen, so dass aus planerischer Sicht hiermit bereits
erhebliche Stérung bzw. Tradierun-gen des urspriinglichen Gesamtgestaltungskonzeptes
entstanden sind.

Zur nun geplanten Bebauung mit drei Vollgeschossen ist wiederum auf die Ausfiihrungen zur
Hohenentwicklung zu verweisen. Sie ist in diesem Kontext als Vertraglich zu erachten. Es
entsteht auch kein ,Mehr* an Hohe, da die zulassige Gesamthdhe der baulichen Anlagen nun
eindeutig gegeniiber dem bisherigen Planungsrecht beschrankt ist!

Fur den Anderungsbereich existiert aktuell ein groRziigiges Baufenster welches im Norden
einen Abstand von ca. 3,0 m im Minimum zur Grundsticksgrenze einhalt. Im Westen hélt das
Baufenster nur einen Abstand von ca. 3,25 m zur Grundstiicksgrenze ein. Im Osten wird ein
Abstand von ca. 4,0 m und im Stiden von ca. 5,0 m eingehalten. Innerhalb es so bestimmten
Baufensters konnten auch bisher bereits Gebaude mit den vorstehend dargestellten
Dimensionen realisiert werden. Das Baufenster ist zudem so grof3, dass dort auch zwei
Gebaude (als Einzelgebaude) mit bis zu je 6 Wohnungen gem. bestehendem Bauplanungsrecht
denkbar waren. Die festgesetzte GRZ von 0,3 ist hierbei aufgrund der Gesamtdimension des
Grundstuckes nicht als Hinderungsgrund fiir zwei Geb&ude zu erachten. Die nun geplanten
Baufenster nehmen im Stiden die bestehende Baugrenze auf. Im Westen wird der
Mindestabstand zur Grundstticksgrenze auf ca. 4,40 m vergréRert. Im Norden wird die bisherige
Baugrenze ebenfalls eingehalten bzw. tiberwiegend unterschritten. Eine Uberschreitung des
bisherigen Baufensters erfolgt lediglich im Osten um 1,0 m. Dort grenzt aber ein 6ffentliches
Wegegrundstiick sowie angrenzend daran ein &éffentlicher Spielplatz an. Nachbarschaftliche
Belange werden dort nicht in erheblichem MalRRe beeintrachtigt, so dass hier eine Abweichung
von den bisherigen Vorgaben zum Baufenster vertraglich ist. Die nach Norden, Westen und
Siden bestimmtem Baugrenzen wurden sorgsam unter Beachtung des aktuellen
Abstandsflachen-rechtes der bay. Bauordnung (BayBO) von 0,4 H bestimmt. Grafisch ist in
Anlage C der Abwagungstabelle eine Uberlagerung der Baufenster im Bestand sowie der
vorliegenden Planung abgebildet.

Somit wird hier den nachbarschaftlichen Schutzansprechen angemessen Rechnung getragen.
Wesentliche zuséatzliche Einschréankungen hinsichtlich Belichtung, Beliftung und Besonnung,
welche sich nicht auch schon aus dem bestehenden Planungsrecht ergeben hatten, sind aus
fachlicher Sicht nicht zu erwarten. Mit der Planung kann ein Beitrag zur angemessen
verdichteten Bauweise geleistet und hiermit auch zu einem flachensparenden Umgang mit der
endlichen Ressource Boden beigetragen werden. Die Planung entspricht damit auch dem
gesamtgesellschaftlichen Auftrag eine sozialvertragliche Bodennutzung zu erméglichen. Eine
Nachverdichtung im Bestand ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Im vorliegenden Fall ist zudem in
der Gesamtabwéagung festzustellen, dass auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits
eine deutlich dichtere Bebauung moglich war, als die die aktuell umgesetzte Bebauung im
Umfeld den Bewohnern suggeriert. Die vorliegende Anderung greift hierbei die aktuellen
Veranderungen in der Bauweise angemessen auf und verhindert gleichzeitig tibergebuhrliche
Auswirkungen auf das Umfeld.

Ein ,Trading Down Effekt® wie von den Eingebenden beflirchtet kann nicht nachvollzogen
werden. Bereits im Bestand ist flr das Uberplanten Grundstiick bei Ausnutzung des
bestehenden Planungsrechtes eine erkennbar verdichtete Bebauung méglich. Ein sich
»-anderndes Gesamtbild“ des Stral3enzuges fuhrt nicht automatisch zu einer ,schlechteren®
Grundstucksbewertung im Sinne der harten faktischen Bewertungskriterien des
Gutachterausschusses. Die von den Eingebenden benannten Bedenken sind hier eher als
~weiche" subjektive Bedenken zu erachten, die stark von der individuellen Einzelabschatzung
abhangen. Aus planerischer Sicht waren hier eher die zwischenzeitlich erfolgten vielfachen
kreativen Gestaltungen der Stellplatzbereiche als ,negatives* Bewertungskriterium zu erachten.
Die diesbeziglichen Bedenken kénnen daher objektiv bzgl. der Planungen nicht geteilt werden.

Die mit ,Stérung der Umwelt* dargelegten Vorurteile gegeniber Nutzern von Mietwohnungen
sind aus planerischer Sicht unverstandlich und entschieden zuriickweisen! Es sind
Unterstellungen und Mutmalf3ungen, welche nicht Abwagungsrelevant sind. Zudem ist auch
darauf hinzuweisen, dass auch Reihenhausparzellen oder Einfamilienhauser heute oder
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spatere vielleicht fremdvermietet werden kénnen oder vielleicht auch schon sind!

Mit der Anderung des Planungsrechtes entstehen keine grundsatzlich anderweitigen
Auswirkungen, als diese auch im Bestand bereits méglich waren! Auf die Ausfihrungen zur
Hohenentwicklung ist zu erweisen. Auch mit dem urspriinglichen Baufenster wére bereits eine
Bebauung mit zwei gréReren Baukorpern méglich gewesen. Durch die bisherige Ausfuhrung mit
geneigtem Dach mit Dachziegeln ware faktisch ebenfalls eine deutliche Warmereflektion
verbunden gewesen. Die nun geplante Ausfiihrung als Flachdach ist hier eher positiv zu
bewerten, da dieses verbindlich als Griindach ausgeftihrt werden muss. Grindacher kénnen
nachweislich positiv auf das Kleinklima wirken. Da die Festsetzung auch auf die Dachflachen
von Tiefgaragen anzuwenden ist, kann aus planerischer Sicht mit hinreichender Sicherheit
davon ausgegangen werden, dass die sich mit den geanderten Planungsrecht ergebenden
Auswirkungen nicht anders sind, als sie bereits im Bestand moglich wéren.

Die Fragestellung der Leistungsfahigkeit der bestehenden Infrastruktur ist selbstverstandlich
bereits in die Planungen eingeflossen! Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei der
vorliegenden Planung nicht um die Schaffung neues Planungsrechtes handelt, sondern um eine
Anderung! Bisher hatte die vollstandige Ableitung des gesamten Abwassers tber den
bestehenden Kanal erfolgen kénnen. Die Flachen waren in der Dimensionierung des Kanals
bereits beriicksichtigt. Mit der Anderung des Planungsrechtes wird nun im Anderungsbereich
abweichend von den bisherigen Bestimmungen im Bereich der Wohnnutzungen des
Bebauungsplans 12b eine verpflichtende getrennte Sammlung vorrangige drtliche Versickerung
des Niederschlagswassers, die verpflichtende Errichtung von Rickhaltevolumen im Plangebiet
sowie der Vorbehalt einer Begrenzung der Niederschlagswasserableitung (Drosselung) tber
den o6ffentlichen Kanal aufgenommen. Die Situation wird durch die Planungen nicht verscharft,
sondern lokal eher entlastet. Hinsichtlich potenzieller Verfahren aus Starkregenereignissen ist
auf die Pflichten gem. DIN1986-100 zu verweisen. Fur Grundstiicke >800 m2 ist ein gesonderter
Uberflutungsnachweis zu fiihren, der sicherstellt, dass Starkregenereignisse sicher auf dem
Grundstiick ohne Gefahrdungen des Uberplanten Flachen und des Umfeldes zuriickgehalten
werden kénnen.

Mit der geplanten Bebauung entstehend aller Voraussicht nach nicht mehr
Verkehrsbelastungen, als dies auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits moglich
gewesen ware. Die Lage im Nahbereich des Spielplatzes ist bekannt. Jedoch kann hieraus
nicht automatisch abgeleitet werden, dass sich das Gefahrdungspotenzial erhéht. Der
Spielplatz selbst ist zudem mittels Zauns vom Verkehrsraum abgrenzt. Die Bedenken der
Einwendenden sind hier subjektiver Natur. Erkennbar ist aber, dass gerade bei den Bewohnern
der Donellusstraf3e selbst zu einen gewissen Grad zu einer Erh6hung des Gefahrdungsgrades
beigetragen wird, indem Kraftfahrzeuge widerrechtlich auf den Gehwegflachen der
Donellusstralie abgestellt werden und hiermit die Nutzer des Gehweges auf die StralRe
verdrangt werden. Ein solches Verhalten konnte bei mehreren Ortshegehungen festgestellt
werden. Beispielhaft sind in auf den als Anlage D der Abwégungstabelle beigeflgten
Bildausziigen aus dem Kartenprogramm von (,LookAround” Funktion) entsprechende
Fehlverhalten dokumentiert. Es handelt sich somit erkennbar um ein allgemeines Thema,
welches nicht auf die vorliegende Planung im Sinne der Erhéhung eines Geféahrdungspotenzials
bezogen werden kann.

Hinsichtlich der Bedenken zum ruhenden Verkehr ist festzustellen, dass fir die vorliegende
Anderung des Planungsrechtes der erforderliche Stellplatznachweis gem. der stadtischen
Stellplatzsatzung zu erfolgen hat. Diese differenziert nach den WohnungsgroRen. Es erfolgt
keine pauschale Festsetzung auf 1,5 Stellplatze. Mit der aktuellen Stellplatz-satzung wird eine
angemessene Anzahl von Stellplatzen fir die geplanten Nutzungen sichergestellt. Um diese auf
dem Baugrundstiick umzusetzen, wurde bewusst ein gesondertes Baufenster fur Tiefgaragen
festgesetzt, so dass gewahrleistet ist, dass auf dem Baugrundstlick selbst der Nachweis der
notwendigen Stellplatze erfolgen kann. Zusatzlich besteht die Moglichkeit entlang der
Donellusstralie weitere Stellplatze als Besucherstellplatze umzusetzen. Eine ,Verscharfung” der
bestehenden Nutzungssituation des offentlichen Verkehrsraumes durch die
Planungsmal3nahmen ist nicht zu erwarten. Auch hier ist zudem darauf hinzuweisen, dass eine
Bebauung in @hnlicher Dichte mit dem bestehenden Planungsrecht bereits moglich gewesen
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ware! Auch hierfiir ware ein entsprechender Stellplatznachweis notwendig gewesen.

Planungsrechtlich ist es zunéachst irrelevant ob die geplanten Wohnungen eigengenutzt oder
Fremdvermietet werden. Fir jede Wohnung ist ein Stellplatznachweis entsprechend der
Satzung zu fuihren. Die Bedenken der Eingebenden sind hier nachvollziehbar, kdnnen jedoch
Planungsrechtlich nicht gelost werden, da hierzu keine Festsetzungsmaoglichkeiten bestehen.
Mit dem bestehenden Satzungsrecht wird aber dafiir Sorge getragen, dass eine ausreichende
Anzahl von Stellplatzen hergestellt wird.

Festzustellen ist leider, dass die bestehende Stellplatzsituation in der Donellusstral3e durch die
Bewohner auch selbst mit verursacht wird. Fir den ruhenden Verkehr vorgesehene Flachen
wurden Abstellflachen, Nebengeb&auden und &hnlichem umgenutzt oder werden in ihrer
Nutzbarkeit durch Uberdachungen u.&. eingeschrankt. Mehrfach konnte bei Ortsbegehungen
auch eine Nutzung als Abstellflache fir Anhanger, Wohnwagen u.a. festgestellt werden. So
verstandliche wie entsprechende Nutzungen sind, fuhrt dies aber zu einem gewissen Grad auch
selbst zu der von den Einwendenden benannten Herausforderungen in der Donellusstraf3e. Ein
Verzicht auf die Uberplanung wiirde hier nicht zu einer anderweitigen Situation fiihren.

Die Bedenken der Einwendungsgeber werden daher entsprechend der vorstehenden
Ausfihrungen und Abwagungen nach sorgsamer Priifung nicht geteilt. Es wird empfohlen an
den Planungsabsichten festzuhalten.

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplans regelt den stadtebaulich angemessenen
Rahmen, welcher aus fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand
moglichen Bebauungen als vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an
Nachverdichtung, Flachensparen und sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung
tragt. Die berechtigen Belange der Nachbarschaft sind in die Planungsabwagungen sorgsam
und umfassend eingeflossen und gewiirdigt

Beschluss 30 Anonym 5

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung flr die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente“ der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 5 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Grundsatzlich ist festzustellen, dass fiir den Anderungsbereich bereits Bauplanungsrecht
besteht, welches bei Ausnutzung des damals getroffenen planerischen Rahmens eine
erkennbar verdichtete Bauweise ermdglicht hatte. Im Einzelnen ist hierzu auszufihren:

Die mit der Anderung des Bebauungsplans festgesetzten Gebaudehohen orientieren sich am
stadtebaulichen Umfeld. Es wird eine max. Gebaudehthe von 11,00 m festgesetzt. Als
Bezugshdhe wurde das Stralenniveau der DonellusstralRe angenommen. Fir die Abwagung
der vorgesehenen Nachverdichtung ist auf das gesamte stadtebauliche Umfeld zu reflektieren:

Der Bebauungsplan 12A nérdlich der Giberplanten Flachen lasst im Anschluss an die hier
Uberplanten Flachen eine Bebauung mit max. zwei Vollgeschossen und einer zulassigen
Traufhéhe von 6,80 m zu. Dartber darf ein Dach mit einer Dachneigung von bis zu 38°
entstehen. D.h. bei einer angenommenen Haustiefe von ca. 11 m ware dort nach dem
bestehenden Planungsrecht eine Bebauung mit einer Geb&udehthe von ca. 11,0 m
Gesamthohe mit Dach zuléssig. Das Baufenster ist grundsatzlich so grof3, dass sogar
theoretisch tiefere Bebauungen mit dementsprechend Hoéheren Dachern denkbar waren. Eine
Begrenzung der Gesamthohe durch eine festgesetzte Firsthdhe ist nicht erfolgt. Fir den
stadtebauliche ,Einflgemalstab® ist nach Norden daher die gewahlte Hohenentwicklung als
vertretbar zu erachten. Festzustelle ist, dass fur die Abwagung nicht auf die aktuell ausgefihrte
Hohe abzustellen ist, sondern auf die Planungsrechtlich zulassigen Bebauungen abzustellen.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des

Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. Seite 20 von 29
32



Spielplatzes sowie dem Bau-fenster sudlich der Donellusstral3e ist eine Bebauung mit max.
zwei Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zulassig. Hier besteht
aber Wabhlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhdhe von
6,0 m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zulassige Sockelhéhe von 0,3 m
bestimmit.

Lasst man diese aulRer Acht, so ware eine Traufh6he von 6,50 m zzgl. Dach zulassig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zuldssig. Die Dach-neigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausniitzung
der max. zulassigen Traufhéhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
maogliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnitt-zeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen.

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehdhe bewegt sich somit im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen Uber die Zulassigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht flir geneigte Dacher, so kbnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Gebaudehdhen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehdhe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hohenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten H6hen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Gebaude-kdrper der Bestandsbebauungen zurtickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
anschliel3end die geplante Baukubatur mit der zuldssigen Hohenentwicklung eingefiigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwégungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatsachlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. Unbotmé&Rige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwéagung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstucke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zul&ssig sind.

Stadtebaulich beachtenswert ist zudem, dass im Umfeld des Anderungsbereiches eine
entsprechende ,Ausnutzung“ des bestehenden Planungsrechtes bereits erfolgt ist. In anderen
Bereichen wurden erkennbar Befreiungen vom bestehenden Planungsrecht erteilt bzw.
bestehende Baugrenzen auch erkennbar tiberschritten bzw. abweichend gebaut.

Im Abwégungsprozess beachtenswert sind aus planerischer Sicht zudem die bisherigen und
geplanten Baufenster fiir eine Bebauung. Fiir den Anderungsbereich existiert aktuell ein
grof3ziigiges Baufenster welches im Norden einen Abstand von ca. 3,0 m im Minimum zur
Grundstuicksgrenze einhalt. Im Westen halt das Baufenster nur einen Abstand von ca. 3,25 m
zur Grundstiicksgrenze ein. Im Osten wird ein Abstand von ca. 4,0 m und im Siden von ca. 5,0
m eingehalten. Innerhalb es so bestimmten Baufensters konnten auch bisher bereits Gebaude
mit den vorstehend dargestellten Dimensionen realisiert werden. Das Baufenster ist zudem so
grol3, dass dort auch zwei Gebaude (als Einzelgeb&ude) mit bis zu je 6 Wohnungen gem.
bestehendem Bauplanungsrecht denkbar waren. Die festgesetzte GRZ von 0,3 ist hierbei
aufgrund der Gesamtdimension des Grundstiickes nicht als Hinderungsgrund fur zwei Gebaude
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zu erachten. Die nun geplanten Baufenster nehmen im Stiden die bestehende Baugrenze auf.
Im Westen wird der Mindestabstand zur Grundstiicksgrenze auf ca. 4,40 m vergrol3ert. Im
Norden wird die bisherige Baugrenze ebenfalls eingehalten bzw. Uberwiegend unterschritten.
Eine Uberschreitung des bisherigen Baufensters erfolgt lediglich im Osten um 1,0 m. Dort
grenzt aber ein offentliches Wegegrund-stiick sowie angrenzend daran ein 6ffentlicher
Spielplatz an. Nachbarschaftliche Belange werden dort nicht in erheblichem Maf3e
beeintrachtigt, so dass hier eine Abweichung von den bisherigen Vorgaben zum Baufenster
vertraglich ist. Die nach Norden, Westen und Stiden bestimmtem Baugrenzen wurden sorgsam
unter Beachtung des aktuellen Abstandsflachenrechtes der bay. Bauordnung (BayBO) von 0,4
H bestimmt. Grafisch ist in Anlage C der Abwégungstabelle eine Uberlagerung der Baufenster
im Bestand sowie der vorliegenden Planung abgebildet.

Somit wird hier den nachbarschaftlichen Schutzansprechen angemessen Rechnung getragen.
Wesentliche zusatzliche Einschrankungen hinsichtlich Belichtung, Beliiftung und Besonnung,
welche sich nicht auch schon aus dem bestehenden Planungsrecht ergeben hétten, sind aus
fachlicher Sicht nicht zu erwarten. Mit der Planung kann ein Beitrag zur angemessen
verdichteten Bauweise geleistet und hiermit auch zu einem flachensparenden Umgang mit der
endlichen Ressource Boden beigetragen werden. Die Planung entspricht damit auch dem
gesamtgesellschaftlichen Auftrag eine sozialvertragliche Bodennutzung zu ermdglichen. Eine
Nachverdichtung im Bestand ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Im vorliegenden Fall ist zudem in
der Gesamtabwagung festzustellen, dass auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits
eine deutlich dichtere Bebauung mdglich war, als die die aktuell umgesetzte Bebauung im
Umfeld den Bewohnern suggeriert. Die vorliegende Anderung greift hierbei die aktuellen
Veranderungen in der Bauweise angemessen auf und verhindert gleichzeitig tbergebihrliche
Auswirkungen auf das Umfeld.

Hinsichtlich der Anderung des Planungs-rechtes von 2 Vollgeschosse auf 3 Vollgeschosse ist
festzuhalten, dass der Begriff des ,Vollgeschosses* nur bedingt einen Rickschluss auf die
Gesamthohe der baulichen Anlagen und somit die stadtebauliche Wirkung der Bebauung
zulasst. Aus dem Begriff des Vollgeschosses lasst sich keine Bauhthe der Gebaude ableiten,
da es hierzu keine verbindliche Definition gibt (Vgl. hierzu auch die Kommentierung zum
BauGB). Die dritte Dimension baulicher Anlagen lasst sich vielmehr nur durch verbindliche
Festsetzungen zur Gebaudehdhen und entsprechenden Bezugspunkten sicher bestimmen.
Dies hat das bestehende Planungsrecht des Bebauungsplans Nr. 12b nur teilweise vollzogen.
Zwar wurde eine max. Bebauung mit 2 Vollgeschossen definiert, dartiber hinaus aber ,nur” eine
Traufh6he von 6,50 m sowie Bestimmungen fir die Dachneigung getroffen. Faktisch waren
somit auch im Bestand bereits bauliche Anlagen méglich, welche eine Bebauung mit
Dimensionen ermdoglichte, die ein faktisches drittes Geschoss ermdglichten, dass dann
allerdings kein Vollgeschoss sein durfte.

Die nun getroffene Festsetzung ist daher im Sinne der Nachverdichtung als vertretbar zu
erachten und verhindert durch die klare Hohenbegrenzung baulicher Anlagen nun eine
eindeutige Gesamthdhenentwicklung gewahrleistet, welche, wie die grafischen Darstellungen
der Anlagen A und B zur Abwéagungstabelle zeigen keine unverhaltnisméaliige Benachteiligung
des Bestandes darstellt.

Zu den vom potenziellen Vorhabentrdger im Rahmen einer nicht von der Stadt Altdorf als
Plangeber initierten Offentlichkeitsveranstaltung vorgestellten Planungen ist festzustellen, dass
es sich hierbei um eine mdgliche Planungsabsicht handelt. Ein formlicher Bauantrag liegt bisher
nicht vor. Die seitens der Eingebenden hier angenommenen ,Vorgehensweisen® konnen so
weder bestétigt und angenommen werden.

In welcher Art und Weise das Planungsrecht spater konkret umgesetzt wird, obliegt aber dem
Vorhabentrager.

Der Bebauungsplan jedoch regelt den stadtebaulich angemessenen Rahmen, welcher aus
fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand mdglichen Bebauungen als
vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an Nachverdichtung, Flachensparen und
sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung trégt. Dies wurde hier sorgsam
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vorgenommen und ist als vertraglich anzusehen. Es wird empfohlen an der Planung
entsprechend festzuhalten.

Beschluss 31 Anonym 6

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fiir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sidtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 6 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwégung aller Belange wie folgt behandelt:

Zu 1. Die Aussagen zum bestehenden Planungsrecht sind unvollstandig. Fir den
vorgesehenen Anderungsbereich wird als Vollgeschossfestsetzung die MalRgabe I1/1+D
getroffen. Somit besteht hier eine Wahlfreiheit. Hinsichtlich der Anderung des Planungsrechtes
von 2 Vollgeschosse auf 3 Vollgeschosse ist festzuhalten, dass der Begriff des
,Vollgeschosses® nur bedingt einen Ruckschluss auf die Gesamthohe der baulichen Anlagen
und somit die stadtebauliche Wirkung der Bebauung zuléasst. Aus dem Begriff des
Vollgeschosses lasst sich keine Bauhdhe der Gebaude ableiten, da es hierzu keine verbindliche
Definition gibt (Vgl. hierzu auch die Kommentierung zum BauGB). Die dritte Dimension
baulicher Anlagen lasst sich vielmehr nur durch verbindliche Festsetzungen zur Gebaudehthen
und entsprechenden Bezugspunkten sicher bestimmen. Dies hat das bestehende
Planungsrecht des Bebauungsplans Nr. 12b nur teilweise vollzogen. Zwar wurde eine max.
Bebauung mit 2 Vollgeschossen definiert, darliber hinaus aber ,nur® eine Traufhdhe von 6,50 m
sowie Bestimmungen fiir die Dachneigung getroffen. Faktisch waren somit auch im Bestand
bereits bauliche Anlagen méglich, welche eine Bebauung mit Dimensionen ermoglichte, die ein
faktisches drittes Geschoss erméglichten, dass dann allerdings kein Vollgeschoss sein durfte.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des
Spielplatzes sowie dem Baufenster stidlich der Donellusstrale ist eine Bebauung mit max. zwei
Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zulassig. Hier besteht aber
Wabhlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhdéhe von 6,0
m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zuléssige Sockelhéhe von 0,3 m
bestimmt.

Lasst man diese aul3er Acht, so wéare eine Traufhdohe von 6,50 m zzgl. Dach zul&ssig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zulassig. Die Dachneigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausnitzung
der max. zulassigen Traufhéhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
madgliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnittzeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen.

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehdhe bewegt sich somit im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen uber die Zulassigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht fir geneigte Dacher, so kdnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Geb&audehohen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehthe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hohenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten Hohen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
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Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Gebaudekérper der Bestandsbebauungen zuriickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
anschlie3end die geplante Baukubatur mit der zulassigen Héhenentwicklung eingefigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwéagungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatsachlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. Unbotmé&Rige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wiirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwéagung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstucke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zulassig sind.

Stadtebaulich beachtenswert ist zudem, dass im Umfeld des Anderungsbereiches eine
entsprechende ,,Ausnutzung“ des bestehenden Planungsrechtes bereits erfolgt ist. In anderen
Bereichen wurden erkennbar Befreiungen vom bestehenden Planungsrecht erteilt bzw.
bestehende Baugrenzen auch erkennbar Uberschritten bzw. abweichend gebaut.

Im Abwagungsprozess beachtenswert sind aus planerischer Sicht zudem die bisherigen und
geplanten Baufenster fiir eine Bebauung. Fiir den Anderungsbereich existiert aktuell ein
grof3ziigiges Baufenster welches im Norden einen Abstand von ca. 3,0 m im Minimum zur
Grundstiicksgrenze einhalt. Im Westen halt das Baufenster nur einen Abstand von ca. 3,25 m
zur Grundstiicksgrenze ein. Im Osten wird ein Abstand von ca. 4,0 m und im Siden von ca. 5,0
m eingehalten. Innerhalb es so bestimmten Baufensters konnten auch bisher bereits Gebaude
mit den vorstehend dargestellten Dimensionen realisiert werden. Das Baufenster ist zudem so
grof3, dass dort auch zwei Gebaude (als Einzelgebaude) mit bis zu je 6 Wohnungen gem.
bestehendem Bauplanungsrecht denkbar waren. Die festgesetzte GRZ von 0,3 ist hierbei
aufgrund der Gesamtdimension des Grundstiickes nicht als Hinderungsgrund fur zwei Gebaude
zu erachten. Die nun geplanten Baufenster nehmen im Siden die bestehende Baugrenze auf.
Im Westen wird der Mindestabstand zur Grundstiicksgrenze auf ca. 4,40 m vergrof3ert. Im
Norden wird die bisherige Baugrenze ebenfalls eingehalten bzw. Uberwiegend unterschritten.
Eine Uberschreitung des bisherigen Baufensters erfolgt lediglich im Osten um 1,0 m. Dort
grenzt aber ein offentliches Wegegrundstiick sowie angrenzend daran ein 6éffentlicher Spielplatz
an. Nachbarschaftliche Belange werden dort nicht in erheblichem Maf3e beeintrachtigt, so dass
hier eine Abweichung von den bisherigen Vorgaben zum Baufenster vertraglich ist. Die nach
Norden, Westen und Siden bestimmtem Baugrenzen wurden sorgsam unter Beachtung des
aktuellen Abstandsflachenrechtes der bay. Bauordnung (BayBO) von 0,4 H bestimmt. Grafisch
ist in Anlage C der Abwéagungstabelle eine Uberlagerung der Baufenster im Bestand sowie der
vorliegenden Planung abgebildet.

Somit wird hier den nachbarschaftlichen Schutzansprechen angemessen Rechnung getragen.
Wesentliche zuséatzliche Einschréankungen hinsichtlich Belichtung, Beluftung und Besonnung,
welche sich nicht auch schon aus dem bestehenden Planungsrecht ergeben hatten, sind aus
fachlicher Sicht nicht zu erwarten. Mit der Planung kann ein Beitrag zur angemessen
verdichteten Bauweise geleistet und hiermit auch zu einem flachensparenden Umgang mit der
endlichen Ressource Boden beigetragen werden. Die Planung entspricht damit auch dem
gesamtgesellschaftlichen Auftrag eine sozialvertragliche Bodennutzung zu erméglichen. Eine
Nachverdichtung im Bestand ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Im vorliegenden Fall ist zudem in
der Gesamtabwagung festzustellen, dass auch mit dem bestehenden Planungsrecht bereits
eine deutlich dichtere Bebauung maoglich war, als die die aktuell umgesetzte Bebauung im
Umfeld den Bewohnern suggeriert. Die vorliegende Anderung greift hierbei die aktuellen
Veranderungen in der Bauweise angemessen auf und verhindert gleichzeitig tbergebihrliche
Auswirkungen auf das Umfeld.

Unzutreffend ist, dass die GFZ von 0,4 auf 1,2 angepasst wird. Gem. Einschrieb auf dem
Planblatt ist bisher eine GFZ von 0,6 bestimmt ist, welche nun an den Orientierungswert der
BauNVO fir allgemeine Wohngebiete von 1,2 angepasst werden soll. Dies ist als vertretbar
anzusehen, um den Anspruch an angemessen verdichtete und flachensparende Bauweise, wie
sein allgemeingesellschaftlich zwischenzeitlich umfassend gefordert wird, Rechnung tragen zu

Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. Seite 24 von 29
36



kénnen. Erhebliche negative Auswirkungen auf das Umfeld kénnen nicht gesehen werden.

Die nun getroffene Festsetzung ist daher im Sinne der Nachverdichtung als vertretbar zu
erachten und verhindert durch die klare Hohenbegrenzung baulicher Anlagen nun eine
eindeutige Gesamthdhenentwicklung gewahrleistet, welche, wie die grafischen Darstellungen
der Anlagen A und B zur Abwéagungstabelle zeigen keine unverhéaltnismafige Benachteiligung
des Bestandes darstellt.

Zu 2. Die stadtebaulich vertragliche Einbindung in das Umfeld ist planerisch mit den getroffenen
Festsetzungen angemessen gegeben. Insbesondere die Begrenzung der Hohenentwicklung
tragt zu einer vertraglichen Einbindung bei. Sie spiegelt die veranderten aktuellen Bautrends
angemessen wider. Das ,sich einflgen® in das Umfeld ist beachtet. Die diesbeziiglichen
Einwendungen werden daher nicht geteilt.

Zu 3. Die Aussagen zur gewahlten Verfahrensart werden nicht geteilt. Das Verfahren gem.

§ 13a BauGB ist rechtméfig angewendet. Die in § 13a benannten Voraussetzungen sind
beachtet. Festzustellen ist, dass auch bei Anwendung eines Regelverfahrens die Planung
zulassig und Umsetzbar wére! Die seitens der Einwendenden getroffenen Feststellungen, dass
bei anderen Verfahrensarten die Anderung unzulassig ware, entbehren der fachlichen
Grundlage! Das vorliegende Verfahren wird entsprechend der mal3geblichen rechtlichen
Grundlagen durchgefuhrt. Dies schliefdt eine sachgerechte und sorgsame Abwagung aller
Interessenslagen ein. Dies ist hier erfolgt. Der Vorwurf der Willkur ist zurtickzuweisen.

Die Aussagen zur Schaffung von Asylbewerberheimen kénnen nicht geteilt werden.

Entsprechende Nutzungsabsichten sind nicht bekannt. Die Aussagen sind zuriickzuweisen! Mit
den vorliegenden Planungen wird auch weiterhin eine Nutzung als allgemeines Wohngebiet
festgesetzt. Wie dies bereits im Bestand mit dem bestehenden Planungsrecht zulassig ist.

Der abschlie3end geaul3erte Vorwurf, dass die Planung eine ,Anordnung von vorgesetzter
Stelle* (Ubersetzung par ordre du mufti) darstellt, ist erneut zurlickzuweisen.

Die Anderung des Planungsrechtes erfolgt auf Basis der rechtlichen Grundlage des
Baugesetzbuches (BauGB) und den dort geregelten Verfahrensvorgaben. Die notwendige
Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung ist erfolgt. Die rechtliche Zustandigkeit fiir die Planung
ist in der kommunalen Planungshoheit gem. BauGB zu finden. Die Beratung, Abwagung und
Beschlussfassung zur Planung erfolgt durch den demokratisch gewahlten Stadtrat der Stadt
Altdorf. Es kann somit zu keinem Zeitpunkt von einer rechtswidrigen Anordnung gesprochen
werden!

Die Aussage Uber eine Baustnde ist ein subjektiver Eindruck und stellt keine objektive
Abwéagungsgrundlage dar. Die Bedenken der Einwendungsgeber werden daher entsprechend
der vorstehenden Ausfuhrungen und Abwagungen nach sorgsamer Prifung nicht geteilt. Es
wird empfohlen an den Planungsabsichten festzuhalten.

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplans regelt den stadtebaulich angemessenen
Rahmen, welcher aus fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand
moglichen Bebauungen als vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an
Nachverdichtung, Flachensparen und sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung
tragt. Die berechtigen Belange der Nachbarschaft sind in die Planungsabwagungen sorgsam
und umfassend eingeflossen und gewurdigt.

Beschuss 32 Anonym 7

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente” der Stadt Altdorf b. Nurnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 7 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Die geplanten Anderungen dienen der Nachverdichtung im Bestand und der Beriicksichtigung
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aktueller Bautrends. Die Belange des Umfeldes und der Nachbarschatft sind hierbei in die
sorgsame Abwagung eingeflossen. Die getroffenen Festsetzungen gewéhrleisten eine
stadtebaulich vertragliche Einbindung in das Umfeld.

Einschrankungen der Dachform sind dahingehend getroffen, dass Abwandlungen des
Satteldachs, bspw. Walmdach, o0.4. ausgeschlossen wurden.

Hinsichtlich der Entwicklung der Vollgeschosse und Gesamthohe der baulichen Anlagen ist
festzustellen:

Fur den vorgesehenen Anderungsbereich wird als Vollgeschossfestsetzung die MaRgabe 11/I+D
getroffen. Somit besteht hier eine Wahlfreiheit. Hinsichtlich der Anderung des Planungsrechtes
von 2 Vollgeschosse auf 3 Vollgeschosse ist festzuhalten, dass der Begriff des
,Vollgeschosses” nur bedingt einen Rickschluss auf die Gesamthéhe der baulichen Anlagen
und somit die stadtebauliche Wirkung der Bebauung zuléasst. Aus dem Begriff des
Vollgeschosses lasst sich keine Bauhdhe der Gebaude ableiten, da es hierzu keine verbindliche
Definition gibt (Vgl. hierzu auch die Kommentierung zum BauGB). Die dritte Dimension
baulicher Anlagen lasst sich vielmehr nur durch verbindliche Festsetzungen zur Gebaudehthen
und entsprechenden Bezugspunkten sicher bestimmen. Dies hat das bestehende
Planungsrecht des Bebauungsplans Nr. 12b nur teilweise vollzogen. Zwar wurde eine max.
Bebauung mit 2 Vollgeschossen definiert, dartber hinaus aber ,nur“ eine Traufhéhe von 6,50 m
sowie Bestimmungen fiir die Dachneigung getroffen. Faktisch waren somit auch im Bestand
bereits bauliche Anlagen méglich, welche eine Bebauung mit Dimensionen ermoglichte, die ein
faktisches drittes Geschoss ermdglichten, dass dann allerdings kein Vollgeschoss sein durfte.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des
Spielplatzes sowie dem Baufenster stidlich der Donellusstrale ist eine Bebauung mit max. zwei
Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zulassig. Hier besteht aber
Wahlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhdhe von 6,0
m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zulassige Sockelhéhe von 0,3 m
bestimmt.

Lasst man diese aul3er Acht, so wéare eine Traufhthe von 6,50 m zzgl. Dach zul&ssig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zulassig. Die Dachneigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausniitzung
der max. zulassigen Traufhdhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
madgliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnittzeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen.

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehdhe bewegt sich somit im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen lber die Zulassigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht fir geneigte Dacher, so kdnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Geb&audehohen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehthe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Hohenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten Hohen im Vergleich zum aktuell ausgefihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Gebaudekdorper der Bestandsbebauungen zurtickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
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anschlie3end die geplante Baukubatur mit der zulassigen Hohenentwicklung eingefigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwégungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatsachlich bisher ausgefihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Héhenentwicklung abbildet. Unbotmé&Rige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
nicht zu erkennen. Fir die Abwéagung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstucke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zulassig sind.

Da das Kellergeschoss im Wesentlichen ein Garagengeschoss darstellt wird nach sorgsamer
Wirdigung auf die bisherige Festsetzung +KG (als Vollgeschoss® verzichtet. Sie wird ersetzt
durch eine textliche Festsetzung unter Ziffer 3.2 der textlichen Festsetzungen gem. § 21a Abs.1
BauNVO, dass Garagengeschosse nicht auf die zulassige Anzahl der Vollgeschosse
anzurechnen sind. Veranderungen in der Héhenentwicklung und Baumasse der zulassigen
baulichen Anlagen ergeben sich hieraus nicht. Die angemessene Hohenentwicklung ist durch
die getroffenen Festsetzungen weiterhin gewahrleistet. Somit ergeben sich durch die
Anpassung auch keine Auswirkungen auf die Grundziige der Planung, so dass auf eine erneute
Auslegung verzichtet werden kann.

Die Annahmen sind grundsatzlich Richtig. Die in den Anlagen A und B zur Abwagungstabelle
beigefugten Darstellungen zeigte die grundsatzlich mégliche Entwicklung. Dies ist auch nach
sorgsamer erneuter Wirdigung der Einwendungen weiterhin als vertretbar zu erachten. Die
Kubenform fiihrt nicht automatisch zu der bemangelten Massivitat. Durch entsprechende
bauliche Strukturierungen (Offnungen), Balkone, Terrassen, etc. Farb- und Materialgestaltung
kann hier angemessen entgegengewirkt werden. Die Bedenken werden daher nicht geteilt.

Die Aussagen zum Abstandsflachenrecht werden zur Kenntnis genommen. Im
Abwégungsprozess der nachbarschaftlichen Belange sind aber die zwischen den Baukoérpern
bestimmten Abstande nicht von Relevanz. Hieraus ergeben sich keine negativen
Auswirkungen. Nach Auf3en halten die getroffenen Festsetzungen nach Norden, Westen und
Siden die gem. BayBO notwendigen Mindestabstande ein. Nach Osten schliel3t ein offentlicher
Gehweg und ein Spielplatz an, so dass auch hier die getroffenen Festsetzungen angemessen
sind. Der rdumlichen Nahe der Baukdrper im Inneren kann durch die entsprechende Anordnung
von dienenden Funktionen sowie der Anordnung von Belichtungs- und Belliftungsoffnungen zu
den Ubrigen Seiten angemessen Rechnung getragen werden, so dass hier die Abweichung von
den Mindestabstandsflachen der BayBO vertretbar ist. Die Mindestbrandabstande bleiben
gewabhrt.

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplans regelt den stadtebaulich angemessenen
Rahmen, welcher aus fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand
moglichen Bebauungen als vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an
Nachverdichtung, Flachensparen und sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung
tragt. Die berechtigen Belange der Nachbarschaft sind in die Planungsabwégungen sorgsam
und umfassend eingeflossen und gewurdigt.

Beschluss 33 Anonym 8

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und von der eingegangenen Stellungnahme im
Rahmen der férmlichen Beteiligung fir die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der
Sudtangente” der Stadt Altdorf b. Nirnberg.

Die eingegangene Stellungnahme des Birgers Anonym 8 wird zur Kenntnis genommen und in
Abwagung aller Belange wie folgt behandelt:

Die geplanten Anderungen dienen der Nachverdichtung im Bestand und der Beriicksichtigung
aktueller Bautrends. Die Belange des Umfeldes und der Nachbarschaft sind hierbei in die
sorgsame Abwagung eingeflossen. Die getroffenen Festsetzungen gewahrleisten eine
stadtebaulich vertragliche Einbindung in das Umfeld.
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Hinsichtlich der Entwicklung der Vollgeschosse und Gesamthéhe der baulichen Anlagen ist
festzustellen:

Fur den vorgesehenen Anderungsbereich wird als Vollgeschossfestsetzung die MaRgabe 11/I+D
getroffen. Somit besteht hier eine Wahlfreiheit. Hinsichtlich der Anderung des Planungsrechtes
von 2 Vollgeschosse auf 3 Vollgeschosse ist festzuhalten, dass der Begriff des
,Vollgeschosses” nur bedingt einen Rickschluss auf die Gesamthéhe der baulichen Anlagen
und somit die stadtebauliche Wirkung der Bebauung zulédsst. Aus dem Begriff des
Vollgeschosses lasst sich keine Bauhdhe der Gebaude ableiten, da es hierzu keine verbindliche
Definition gibt (Vgl. hierzu auch die Kommentierung zum BauGB). Die dritte Dimension
baulicher Anlagen lasst sich vielmehr nur durch verbindliche Festsetzungen zur Geb&udeh6hen
und entsprechenden Bezugspunkten sicher bestimmen. Dies hat das bestehende
Planungsrecht des Bebauungsplans Nr. 12b nur teilweise vollzogen. Zwar wurde eine max.
Bebauung mit 2 Vollgeschossen definiert, darliber hinaus aber ,nur® eine Traufhéhe von 6,50 m
sowie Bestimmungen fur die Dachneigung getroffen. Faktisch waren somit auch im Bestand
bereits bauliche Anlagen moglich, welche eine Bebauung mit Dimensionen ermdglichte, die ein
faktisches drittes Geschoss ermdglichten, dass dann allerdings kein Vollgeschoss sein durfte.

Im Anderungsbereich selbst, der westlich angrenzenden Bereiche, dem Baufenster dstlich des
Spielplatzes sowie dem Baufenster stdlich der Donellusstrafe ist eine Bebauung mit max. zwei
Vollgeschossen oder alternativ | Vollgeschoss zzgl. Dachgeschoss zulassig. Hier besteht aber
Wahlfreiheit des konkreten Vorhabentragers. Es wurde weiterhin eine max. Traufhdhe von 6,0
m zzgl. 0,5 m Kniestock. Unter B 3.1 wird weiterhin eine zuldssige Sockelhtéhe von 0,3 m
bestimmt.

Lasst man diese aul3er Acht, so wéare eine Traufhtohe von 6,50 m zzgl. Dach zul&ssig. Als
Dachformen sind dort Pultdach und Satteldach zuléssig. Die Dachneigung darf max. 45°
betragen. Nimmt man auch dort eine Hausbreite von 11,0 m an, so ergibt sich bei Ausntitzung
der max. zulassigen Traufhdhe von 6,50 m und eine Dachneigung von 45° rechnerisch eine
mdgliche Gesamtgebaudehéhe von ca. 12,00 m.

Grafisch sind die zuvor beschriebenen Sachverhalte in der als Anlage A der Gesamtabwagung
dargestellten Schnittzeichnungen zu entnehmen.

Eine solche Hohenentwicklung ware auch im Anderungsbereich mit dem bestehenden
Planungsrecht zulassig gewesen.

Die nun im Anderungsbereich festgesetzte Gebaudehdhe bewegt sich somit im
Zulassigkeitsrahmen des bereits bestehenden Planungsrechtes.

Beachtet man zudem die Festsetzungen lber die Zulassigkeit von Dachaufbauten (B3.6) im
bestehenden Planungsrecht fir geneigte Dacher, so kdnnen hieraus planungsrechtlich
stadtebaulich wirksame Geb&audehohen entstehen, welche der nun geplanten Gebaudehthe
gleichartig wirksam sind.

Eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung ist daher mit den nun getroffenen
Festsetzungen zur Héhenentwicklung im Anderungsbereich sichergestellt.

Im Sinne der sorgsamen Gesamtabwagung wurde im Weiteren wurde zusatzlich geprift, wie
sich die geplanten Hohen im Vergleich zum aktuell ausgefiihrten Zustand der baulichen
Anlagen im Umfeld darstellt. Hierbei wurde auf die durch das Vermessungsamt mittels
Luftvermessung erstellten LOD2 Gebaudekodrper der Bestandsbebauungen zurtickgegriffen,
diese mit dem digitalen Gelandemodell der bay. Vermessungsverwaltung tberlagert und
anschlie3end die geplante Baukubatur mit der zulassigen Héhenentwicklung eingefiigt. Die
entsprechenden Schnittdarstellungen sind als Anlage B zur Abwéagungstabelle beigefiigt.

Es zeigt sich, dass sich auch unter Beachtung der tatsachlich bisher ausgefiihrten Bebauungen
eine vertragliche stadtebauliche Hohenentwicklung abbildet. UnbotmaRige nachteilige
Auswirkungen auf das Umfeld sind auch unter Wirdigung der bisher ausgefiihrten Bebauungen
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nicht zu erkennen. Fir die Abwégung ist aber letztendlich auf die planungsrechtlich zulassige
Bebaubarkeit der Flachen abzustellen, da letztendlich auch im Bereich der bereits bebauten
Grundstiicke Umbauten, Aufstockungen etc. Planungsrechtlich zuléassig sind.

Die geforderte Einschrankung auf 2 Vollgeschosse ist daher nicht notwendig. Es wird
empfohlen, an den Planungsabsichten festzuhalten.

Die vorliegende Anderung des Bebauungsplans regelt den stadtebaulich angemessenen
Rahmen, welcher aus fachlicher Sicht und besonderer Wirdigung der bereits im Bestand
mdglichen Bebauungen als vertretbar anzusehen ist und dem wichtigen Anspruch an
Nachverdichtung, Flachensparen und sorgsamen Umgang mit Grund und Boden Rechnung
tragt. Die berechtigen Belange der Nachbarschaft sind in die Planungsabwagungen sorgsam
und umfassend eingeflossen und gewdrdigt.
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TOPO 9
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0037/2023

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 11.04.2023 |
Gremium Termin Status

Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Vollzug der Baugesetze; 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B "An der
Sudtangente” gem. 8§ 13a BauGB - Satzungsbeschluss

Durch die eingegebenen Stellungnahmen ist nach Abwagung keine Anderung der Planung und
damit verbunden keine erneute Auslegung erforderlich. Dadurch ist sog. Planreife eingetreten,
sodass die Planung nach den Bestimmungen des BauGB fort- bzw. zu Ende zu flihren ist.

Nach Beschlussfassung Uber die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der férmlichen
Behordenbeteiligung wird vorgeschlagen, die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12B ,An
der Sudtangente” als Satzung zu beschliel3en. Der Bebauungsplan besteht aus einem Planblatt
mit darauf bezeichneten Festsetzungen, Hinweisen und Verfahrensmerkmalen sowie der
dazugehorenden Begrindung. Ferner sind die Fachgutachten, soweit hierauf im
Bebauungsplan verwiesen wird, Bestandteil der Satzung.

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und beschlieRt die 5. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 12B ,An der Sudtangente® nach § 13sa BauGB in der Fassung vom
25.04.2023 unter Berticksichtigung der in der heutigen Sitzung gefassten Beschliisse als
Satzung. Der Bebauungsplan besteht aus einem Planblatt mit darauf bezeichneten
Festsetzungen, Hinweisen und Verfahrensmerkmalen sowie der dazu gehdrenden Begrindung.
Die Verwaltung wird erméchtigt, die abschlieBenden Verfahrensschritte durchzufiihren.
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TOP O 9

Festsetzungen durch Planzeichen:
(gem. Planzeichenverordnung - PlanZV)

1. Art der baulichen Nutzung

2. MaR der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet
i. S.d. § 4 BauNVO

0,4 Grundflachenzahl (GRZ) z. B. 0,4 1]

&

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Geschol¥flachenzahl (GFZ),
z.B.1,2

Baulinie

GHmax

max. zulassige Gebaudehdhe

max. drei Vollgeschosse zulassig

Uber festgesetzter Bezugshohe

Baugrenze

4. Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaBnahmen

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

5. Sonstige Planzeichen

L

zu pflanzende Baume

ohne Ortsbestimmung Qultosmes» zu pflanzende Hecke

Grenze des raumlichen Geltungs-
bereichs der 5. Anderung des Bebauungsplans Nr. 12b

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des
Urbebauungsplans Nr. 12b einschl. 1. - 4. Anderung

Bemalung in Meter

Umgrenzung von Flachen fir den ruhenden Verkehr

Errichtung von Tiefgaragen und deren Zu- und Abfahrten zuldssig

Nutzungsschablone:

Art der baulichen Nutzung WA M max. zul. Vollgeschossanzahl

z. B. allg. Wohngebiet i. S. d. § 4 BauNVO z. B. max. drei Vollgeschosse
max. zul. Grundflachenzahl (GRZ) 0.4 max. zul. GeschoRflachenzahl (GFZ)

z.B.0,4 ! z.B.1,2
max. zulassige Gebaudehdhe GHmax.
Uber festgesetzten Bezugs- =11.00 m -
punktz. B. 11,00 m ’
Bezugshoéhe Gber NHN fir max. zulassige
438,50 m 4. NHN Gebaudehohen (gem. DHHN 2016,Status 170)

z.B. 438,50 m . NHN = 0,00 fur GH

Hinweise durch Planzeichen

Verlauf Flurstliicksgrenzen 608

N Flursticksnummer

— best. Bebauung

Hinweise durch textliche Erlauterung

Denkmaler:

Bau- und Bodendenkmaler sind im Planungsgebiet aktuell nicht bekannt. Das Vorkommen archaologischer
Spuren im Planungsgebiet kann aber fir den gesamten Geltungsbereich grundsatzlich nicht ausgeschlossen
werden. Beim Auffinden von Bodendenkmalern (u. a. aufféllige Bodenverfarbungen, Holzreste, Mauern,
Metall- oder Kunstgegenstande etc.) sind unmittelbar gemaf der geltenden Meldepflicht an das Bayerische
Landesamt fir Denkmalpflege, Burg 4, 90403 Nurnberg, Tel. 0911/235 85-0 oder die zustandige untere
Denkmalschutzbehérde im Landratsamt Nirnberger Land, WaldluststralRe 1, 91207 Lauf a. d. Pegnitz, Tel.

09123/9500 zu verstandigen.

Altlasten:

Hinweise auf Altlasten oder schadliche Bodenveranderungen sind im Planungsgebiet aktuell nicht bekannt.
Grundsatzlich wird darauf hingewiesen, dass beim Auftreten von altlastenverdachtigen oder schadlichen
Bodenveranderungen und -verunreinigungen umgehend, d.h. ohne schuldhaftes Verzdgern, die zustandigen
Fachstellen am Landratsamt Nurnberger Land sowie am Wasserwirtschaftsamt Nurnberg zu informieren sind

und die weitere Vorgehensweise abzustimmen ist.

Koordinatensystem:

Lagesystem: UTM32, ETRS89 / GRS80 - Ellipsoid Mittelmeermeridian 9°

Streckenverzerrung beachten

Hohensystem:
ONeNSYSIeM: 1 5he tiber NormalhdhenNull (NHN) im DHHN2016 (Status 170)

Bestandteile des Bebauungsplanes Nr. 12b "Siidtangente” - 5. Anderung

Bestandteile der 5. Anderung des Bebauungsplanes mit integriertem Griinordnungsplan "Siidtangente”, in der Fassung
vom 25.04.2023 sind als jeweils gesondert ausgefiihrte Dokumente:

. das Planblatt mit zeichnerischen Festsetzungen zum Bauplanungs- und Bauordnungsrecht
. die Satzung mit textlichen Festsetzungen zum Bauplanungs- und Bauordnungsrecht

Verfahrensvermerke
(beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB

Der Stadtrat der Stadt Altdorf hat in seiner Sitzung vom 05.12.2022 die Aufstellung der 5. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 12b "An der Siidtangente" beschlossen.

Da es sich um einen Bebauungsplan fiir MaBnahmen der Innenentwicklung handelt und die Voraussetzungen gem.
§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB erfillt sind, kann das beschleunigte Verfahren gem. § 13a BauGB angewandt werden. Der
Aufstellungsbeschluss wurde am 10.02.2023 ortstblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung erfolgte der
Hinweis, dass das beschleunigte Verfahren ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB
stattfindet.

Zum Entwurf der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12b "An der Siidtangente" in der Fassung vom 05.12.2022
wurden die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemall § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
20.02.2023 bis 23.03.2023 beteiligt.

Der Entwurf der 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12b "An der Siidtangente" in der Fassung vom 05.12.2022
wurde mit der Begriindung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB und § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2
BauGB in der Zeit vom 20.02.2023 bis 23.03.2023 offentlich ausgelegt.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am 10.02.2023 durch ortstbliche Verdéffentlichung amtlich bekannt gemacht. In
der Bekanntmachung erfolgte der Hinweis, dass das beschleunigte Verfahren ohne Durchfiihrung einer
Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB stattfindet.

Die Stadt Altdorf hat mit Beschluss des Stadtrates vom 25.04.2023 die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12b
"An der Sldtangente"einschlieRlich Begriindung gemall § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 25.04.2023 als
Satzung beschlossen.

Altdorf, den .............. 2023
Martin Tabor
Erster Birgermeister
ausgefertigt
Altdorf, den .............. 2023

Martin Tabor
Erster Biirgermeister

Der Satzungsbeschluss zur 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12b "An der Siidtangente”, wurde am ..............
2022 gemal § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsiiblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist auf die
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der Abwagung sowie auf
Rechtsfolgen (§ § 214 und 215 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erléschen von Entschadigungsanspriichen
(§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) hingewiesen worden.

Der Bebauungsplan mit Begriindung wird seit dem Tag zu den Ublichen Dienststunden zu Jedermanns Einsicht bereit
gehalten und Gber den Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

Die 5. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 12b "An der Siidtangente"mit Begriindung und den weiteren Anlagen ist
damit in Kraft getreten.

Altdorf, den .............. 2023

Martin Tabor
Erster Blrgermeister

Kartengrundlage (Flurkarte, Luftbild):
Geobasisdaten (c) Bayerische Vermessungsverwaltung 2022
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Bebauungsplan Nr. 12b

mit integriertem Griinordnungsplan

"An der Sudtangente”
5. Anderung
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Kartengrundlage: Geobasisdaten
(c) Bayerische Vermessungsverwaltung 2021

Koordinatenbezug: UTM-System
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Ubersichtslageplan M 1:10.000
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Vermessung e Planung ¢ Bauleitung

Aufgestellt: 05.12.2022
zuletzt geandert:
25.04.2023

Gewerbestralle 9, 91560 Heilsbronn
Tel. 09872 -95711 0 Fax 09872 - 95 711 65
info@christofori.de

Dipl. Ing. J6rg Bierwagen
Architekt und Stadtplaner
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TOPO 9

Die
STADT ALTDORF bei Nurnberg

erlasst aufgrund der 88 1, 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634) zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 6),

i. V. m. der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 6) sowie

Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) i. d. F. vom 14.08.2007 (GVBI. S. 588) zuletzt durch § 2 des
Gesetzes vom 10. Februar 2023 (GVBI. S. 22) geandert und Art. 23 der Gemeindeordnung fiir den Freistaat
Bayern (GO) i.d.F. vom 22.08.1998 (GVBI. S. 796), zuletzt gedndert durch § 2 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2022 (GVBI. S. 674)

den
Bebauungsplan mit integriertem Grinordnungsplan Nr. 12b
,»An der Sudtangente”
5. Anderung
als

SATZUNG

(beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB)

8§81 — Geltungsbereich
Fur den im zeichnerischen Teil (Lageplan) dargestellten Geltungsbereich gilt der ausgearbeitete
Plan, der zusammen mit den nachstehenden Vorschriften die 5. Anderung des Bebauungsplan
bildet. Der Geltungsbereich umfasst zum Zeitpunkt der Aufstellung dieser Anderung des Bebau-
ungsplans das Grundstiick mit der Flur-Nr. 1560/15, Gemarkung Altdorf bei Nirnberg.

§2 — Artder baulichen Nutzung
2.1 Es wird im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein allgemeines Wohngebiet im
Sinne des § 4 BauNVO festgesetzt.

2.2 Im allgemeinen Wohngebiet sind, auch ausnahmsweise, nicht zulassig:
- die gem. § 4 Abs. 3 Nrn. 1 — 5 BauNVO — ausnahmsweise zuldssige Nutzungen

§ 3 — MaRB der baulichen Nutzung

3.1 Soweit sich aus der Festsetzung der tberbaubaren Flachen nicht geringere Werte ergeben, be-
stimmt sich das MaR der zulassigen baulichen Nutzung aus der im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans eingetragenen Grundflachenzahl (GRZ) und den Geschossflachenzahlen (GFZ) sowie
aus den nachfolgenden Vorschriften Giber die zulassigen Gebaude- und Anlagenhdhen.

3.2 Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzte GRZ darf durch Anlagen im Sinne
des § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu einer Gesamt-GRZ von 0,70 Uberschritten werden.

3.3 Zahl der Vollgeschosse:
Die Zahl der max. zulédssigen Vollgeschosse wird entsprechend der Darstellung im zeichnerischen
Teil des Bebauungsplans mit max. Ill [drei] Vollgeschossen festgesetzt. Flachen von Aufenthalts-
raumen in Kellergeschossen, einschliel3lich der zu ihnen gehérenden Treppenrdume, Garagenge-
schossen sowie Stellplatze und Garagen in Vollgeschossen sind bei der Ermittlung der zulassigen
Geschossflache sowie der zulassigen Anzahl der Vollgeschosse nicht mitzurechnen.
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3.4

§4 -
4.1

4.2

4.3

4.4

§5 -

8§86 -

Zuléassige Gebaudehdhen im Planungsgebiet:

Fur das Planungsgebiet werden maximal zulassige Gebaudehéhen festgesetzt. Bauliche Anlagen
sind mit einer maximalen Geb&udehdhe von 11,00 m tber der im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans festgesetzten Bezugshdhen tGber Normalhéhennull (NHN) zulassig.

Hinweis: Bei Gebauden mit geneigtem Dach wird zulédssige Gebaudehdhe bis zum héchsten Punkt der Dacheindeckung
gemessen. Bei Gebauden mit Flachdach gilt die Oberkante Attika bzw. bei Flachdach ohne Attika der héchste Punkt der
Dacheindeckung als max. zulassige Gebaudehohe. Als Flachdach gelten Geb&ude mit einer Dachneigung von 0 ° bis max.
3 °. Alle anderen Dachformen gelten als geneigte Dacher. Bei Pultdachern gilt der Schnittpunkt der AuRenwand mit der
Dachhaut an oberster Stelle als ,First“. Als unterer Bezugspunkt sind die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans fest-

gesetzten Bezugspunkte heranzuziehen. Als Bezugssystem fiir NormalH6henNull ist das Deutsche Haupthdhennetz 2016
(DHHN 2016) Status 170 anzuwenden.

Bauweise
Im Planblatt sind die Uberbaubaren Grundsticksflachen durch Baugrenzen und Baulinien definiert.
Diese bilden die Baufenster.

Eine Uberschreitung der Baugrenzen durch Hauseingangsiiberdachungen ist bis zu einer Tiefe
von 1,00 m zulassig. Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO und Stellplatze sind auch auR3er-
halb der festgesetzten Baufenster zuléassig. Garagen und Tiefgaragen sind nur innerhalb der Bau-
fenster sowie der gesonderten Flachen fur Tiefgaragen zulassig.

Anschluss an das natirliche Gelande

Das Gelande wird neu festgesetzt. Als neue Geléandehdthe gilt die fur die Bebauung maR3gebliche
ErschlieBungsanlage (=Straf3e) und die daraus resultierende neu angelegte Gelandeflache. Grund-
satzlich gilt, dass Veréanderungen des natirlichen Gelandes auf das notwendige Maf3 zu beschran-
ken sind.

Solare Baupflicht

Auf mindestens 50 % der nutzbaren Dachflache der Hauptgebaude sind Anlagen zur Nutzung der
Sonnenenergie zu installieren (Solarpflicht). Vorrangig sind Photovoltaikmodule zur lokalen Strom-
erzeugung zu installieren. Ersatzweise sind auch Solarwarmekollektoren zulassig.

Stadtebauliche Regelung der Abstandsflachentiefe

Sofern sich durch die Ausnutzung der festgesetzten Baufenster und der festgesetzten Geschos-
sigkeit und / oder Geb&audehothe geringere Abstandsflachentiefen als die in der Abstandsflachen-
satzung der Stadt Altdorf bestimmten Abstandsflachen ergeben, gelten die stadtebaulichen Fest-
setzungen des Bebauungsplans in Form der festgesetzten Baugrenzen und Baulinien.
Art. 6 Abs. 5 BayBO findet keine Anwendung.

Ver- und Entsorgungsleitungen

Versorgungsleitungen (auch Telekommunikationsleitungen) sind aus stadtebaulichen Griinden un-
terirdisch zu verlegen (gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB). Zwischen geplanten Baumstandorten und
geplanten Versorgungsleitungen ist nach dem DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125, ein Ab-
stand von 2,50 m einzuhalten. Die Sparten der Versorger sind zu koordinieren und, soweit méglich,
in der ErschlieBungsplanung gemeinsame Leitungstrassen zu bestimmen.

Ortliche Bauvorschriften:

8§87 — Dachgestaltung

7.1

7.2

Déacher von baulichen Hauptgeb&auden sind mit Satteldach und Flachdach zulassig. Tonnendécher,
Walmdacher, Zeltdacher und Pultdacher sind im Planungsgebiet unzulassig. Fir Terrasseniber-
dachungen, Hauseingangsuberdachungen, Wintergarten und sonstige Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO finden die zuvor genannten Festsetzungen keine Anwendung. Garagen und
Carports dirfen dariiber auch mit Pultdach mit einer Dachneigung von max. 10° errichtet werden.

Dachbegriinung

Mit Flachdach ausgefuhrte bauliche Anlagen mit einer Grundflache von mehr als 15 m2 sind mit
Grindach auszufuhren. Das Griindach ist mind. in der Qualitat extensives Griindach mit mind.
10 cm Substratschicht herzustellen. Die Festsetzung erfasst auch tberirdische Teile (Déacher) von
Tiefgaragen, welche nicht Gberbaut sind. Vorstehende Festsetzung zur Dachbegriinung findet
keine Anwendung auf Flachdacher technischer Bauwerke wie z. B. Luftungsanlagen, etc. sowie
auf Teilflachen der Déacher, welche mit Bauteilen der technischen Geb&udeausriistung,
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7.3

7.4

§8
8.1

8.2

§9
9.1

9.2

Lichtkuppeln, Notentrauchungséffnungen u. a. sowie Terrassen und versickerungsoffene Wegefla-
chen belegt sind. Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind von der Ausnahme ausdricklich
nicht erfasst.

Anlagen zur Nutzung der Sonnenergie sind flachenbiindig in die Dachflache oder aufgestandert im
Verlauf mit der Dachneigung anzubringen. Bei Dachern mit Dachneigungen < 40° dirfen vorge-
nannten Anlagen, unabhangig von der Dachform, mit einem Neigungswinkel bis zu 45° errichtet
werden. Bei Gebauden mit Flachdach werden die aufgestanderten Module auf eine Héhe von max.
1,50 m begrenzt.

Hinweis: Bei Flachdachern wird die max. zuldssige Hohe von 1,5 m lotrecht zwischen Oberkante Dachhaut
und Oberkante Gesamtkonstruktion des aufgestanderten Moduls gemessen.

Dachgauben:

Dachgauben sind als Einzelgauben mit Satteldach, Flachdach oder Schleppdach mit einem Min-
destabstand von 1,5 m vom Ortgang zuléassig. Die Oberkante First der Gaube muss min. 50 cm
unterhalb der Oberkante First des Hauptdaches liegen. Die Gesamtbreite aller Dachgauben darf
max. 1/3 der jeweiligen Dachflache betragen. Die Eindeckung der Gauben hat in Material und Farbe
wie das Hauptdach zu erfolgen. Zuldssig ist auch die Eindeckung aus beschichtetem Metall (z. B.
Titanzink, Kupfer, etc.) in nicht glanzender Ausfuhrung.

Garagen und Stellplatze

Der Stellplatznachweis hat entsprechend der Richtzahlen der Verordnung Uber den Bau und
Betrieb von Garagen sowie Uber die Zahl der notwendigen Stellplatze (Stellplatzsatzung der Stadt
Altdorf b. Nurnberg) in aktueller Fassung (zurzeit Fassung zuletzt gedndert am 17.08.2021) zu
erfolgen.

Die zZufahrten und Stellplatze auf den privaten Grundstiicken sind, soweit andere wichtige Grinde
dem nicht widersprechen, in versickerungsféhiger Bauweise auszufiihren (z.B. als Schotterrasen,
Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge).

Sonstige ortliche Bauvorschriften gemaf Art. 81 BayBO

Einfriedung

Einfriedungen zum 6ffentlichen Stral3enraum dirfen eine maximale Héhe von 1,25 m Uber dem
Stral3enniveau nicht tberschreiten. Einfriedungen zwischen den privaten Grundsticksflachen dr-
fen eine maximale H6he von 2,00 m tGber dem Gelande nicht Giberschreiten.

Einfriedungen mit Hecken sind in einem Mindestabstand von 0,50 m zur Grundstiicksgrenze bis zu
einer Hohe von 2,00 m zuléssig. Tiergruppenschadigende Anlagen oder Bauteile (z. B. Stachel-
draht u. &.) sind nicht zulassig.

Sockel von Einfriedungen sind im Sinne der Durchlassigkeit fur Kleintiere spatestens alle 10 m flr
mind. 30 cm zu unterbrechen. In diesem Bereich ist ein Abstand von 15 cm zwischen Oberkante
Gelande und Unterkante Einfriedung freizuhalten. Erforderliche Stiitzwénde gelten nicht als Sockel
im Sinne der vorstehenden Einfriedung.

Hinweis: Ein Verzicht auf die Errichtung von Einfriedungssockeln und die Schaffung eines durchgehenden
Abstandes von 15 cm zwischen Oberkante Geldnde und Unterkante der Einfriedung wird empfohlen.

Entwasserung

Die Entwéasserung erfolgt im modifizierten Mischsystem. Das hausliche Schmutzwasser ist in den
offentlichen Mischwasserkanal in der Donellusstral3e einzuleiten. Dach- und Oberflachenwéasser
sind hiervor getrennt auf den privaten Grundstiicksflachen zu fassen und, soweit es die Vorschrif-
ten, die Nutzung und die 6rtlichen Gegebenheiten zulassen, vorrangig auf dem Grundstuick zu ver-
sickern. Im Ubrigen sind Dachflachen- und Oberflachenwasser zun&chst in eine private Zisterne
einzuleiten.

Je Grundstuck fur Einfamilienhduser und Doppelhaushélften ist eine Zisterne mit einem Dauerstau-
volumen von mind. 5,00 m?® zu errichten.
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Fur Mehrfamilienhaus- und sonstige Bebauung im Planungsgebiet wird festgesetzt, dass auf den
jeweiligen Grundstlicken je 100 m? errichteter Dachflache eine Zisterne mit mind. 3 m3 Retentions-
volumen zu errichten ist. Der Nachweis kann auch durch Ruckhaltevolumen in Dachkonstruktionen
erbracht werden. Zisternen und Retentionsvolumen konnen mittels Uberlauf an den offentlichen
Mischwasserkanal angeschlossen werden. Der Anschluss ist gem. den gesondert zu ermittelnden
Vorgaben der Stadt Altdorf zu drosseln. Die Entwasserungssatzung der Stadt Altdorf ist zu beach-
ten.

Hinweis: Bei Anschluss eines Uberlaufs der Niederschlagswasserriickhaltung an den 6ffentlichen Mischwas-
serkanal sind Vorkehrungen gegen Riickstau aus dem Mischwasserkanal zu treffen.

9.3 Grund- und Schichtenwasser
Bei Auftreten von Grundwasser und/oder Schichtenwasser missen Keller gegen driickendes Was-
ser durch wasserdichte Wannen gesichert werden. Das dauerhafte Absenken des Grundwassers
sowie das Einleiten in die Kanalisation sind verboten. Die Grundstiickseigentiimer haben sich
selbst gegen Oberflachenwasserereignisse zu schiitzen. Veranderungen des naturlichen Oberfla-
chenwasserabflusses zum Nachteil der Nachbargrundstiicke sind verboten. Eine eventuelle
Grundwasserabsenkung wahrend der Bauzeit bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis.

§ 10 — Grinordnung

10.1  Gestaltung nicht Uberbauter privater Grundstuicksflachen

Die nicht lberbauten oder anderweitig genutzten Flachen der bebauten Grundstiicke sind naturnah
und versickerungsoffen zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Sie sind mit Rasen- oder Wie-
senflachen anzuséen oder mit Grasern, Krautern, Stauden oder Gehélzen zu bepflanzen. Grund-
satzlich unzulassig sind landschaftsraum-untypische Koniferen und Hecken aus Nadelgehdlzen
sowie Nadelb&umen. Je 500 m? Grundstucksflache mindestens ein standortheimischer Laub- oder
Obstbaum als mindestens Hochstamm zu pflanzen.

Fur Bepflanzungen sind ausschlieRlich standortheimischen Arten der Region 5.2 Schwabische und
Frankische Alb zu verwenden. Es wird empfohlen vorrangig Arten der als Anlage beigefiigten Vor-
schlagsliste fur Bepflanzungen zu verwenden.

Fur die festgesetzten GrinordnungsmafRnahmen sowie Baumpflanzungen auf den privaten Grund-
stlicksflachen besteht ein Pflanzgebot. Die Verpflichtung zum Pflanzen von Baumen tragt der je-
weilige Eigentiimer des Grundstiickes. Das Pflanzgebot gilt im Baufall als angeordnet. Die Begrii-
nungsmafnahmen sind in spatestens in dem Jahr auszufilhren, welches der Nutzungsaufnahme
der Baumalinahme folgt. Die Standorte fir die Baumpflanzung sind innerhalb des Grundstiickes
frei wahlbar.

Flachenhafte Kies- /Schotter- /Splittschittungen aus mineralischen Granulaten (z.B. Schotterpa-
ckungen aus Granit, Basalt, Glas, etc.) sind unzulassig. Ausnahme hiervon bilden notwendige So-
ckelstreifen bis zu einer Breite von 0,40 m entlang von Gebauden sowie notwendige Randstreifen
von Dachbegriinungen.

Hinweis: Der jeweils vorgeschriebene Mindestabstand zur Grenze fur Bdume und Hecken gem. AG BGB in
aktueller Fassung sind einzuhalten. Den bauordnungsrechtlichen Genehmigungsunterlagen ist ein Freifla-
chengestaltungsplan beizufligen. In diesem sind die festgesetzten PflanzmafRnahmen sind mit der geplanten
Lage artenspezifisch darzustellen. Rand- und Sockeleinfassungen der baulichen Anlagen aus Kies oder
Schotter im Sinne des Spritzschutzes gelten nicht als Stein- und Kiesgarten.

10.2  Baumpflanzungen auf Tiefgaragendecken

Fur Baumpflanzungen im Bereich von Tiefgaragen ist eine Aufbauhéhe von mind. 80 cm durch-
wurzelbarem Raum vorzusehen. Sofern die Mindestiberdeckung von mind. 80 cm auf der Tiefga-
rage nicht eingehalten werden kann, sind im Bereich der Baumpflanzungen Gelandemodellierun-
gen als Pflanzhiigel oder Hochbeete mit einem durchwurzelbaren Raum von mind. 80 cm herzu-
stellen. Die Unterpflanzungen der Bdume im Bereich der Aufschittungen/Hochbeete hat bevorzugt
mit standortgerechten, heimischen Strauchern (Pflanzliste C), Stauden oder Bodendeckern zu er-
folgen.
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10.3  Artenschutzrechtliche VermeidungsmafRnahmen
Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Auswirkungen aus den Planungen sind nachfolgende

MaRnahmen durchzufihren und zu beachten:

e Zur Vermeidung des Anlockens von Nachtfaltern oder anderer Fluginsekten wird die Ausfih-
rung von Straf3enbeleuchtung und Gebaudelampen als LED-Leuchten mit warmweil3er Farb-
temperatur (max. 3000° K) festgesetzt. Es sollten mdglichst niedrige Leuchten mit asymmet-
rischem Reflektor und nach unten gerichtetem Lichtkegel ausgefuhrt werden. Die Leuchten
sollten maéglichst als geschlossene Leuchtkdrper ausgebildet werden, um das Eindringen von
Insekten zu verhindern.

e Nachtbaustellen sowie Bauarbeiten wahrend der DA&mmerungszeit sind zum Schutz von Fle-
derméausen im Zeitraum vom 1. Marz bis 31. Oktober unzuldssig.

e Sockel von Einfriedungen sind im Sinne der Durchlassigkeit fur Kleintiere alle 10 m zu unter-
brechen

10.4  Sicherung des Oberbodens
Vor Beginn der einzelnen Baumafnahmen ist der anstehende Oberboden abseits vom Baubetrieb
in Bodenmieten zu lagern. Wird der Oberboden wahrend der Vegetationszeit (Sommerhalbjahr)
Uber mehr als drei Monate gelagert, so ist er mit Krautern (Lupinen, Senf, Klee o. .) anzuséen, um
ihn vor Giteverlusten, unerwiinschten Aufwuchs (Verunkrautung) sowie Erosion zu schiitzen.

§ 11 — Bestandteile des Bauungsplanes

Bestandteile der 5. Anderung des Bebauungsplanes mit integriertem Griinordnungsplan Nr. 12 b
,An der Siidtangente” in der Fassung vom 25.04.2023 sind als jeweils gesondert ausgefertigte Dokumente:

- die zeichnerische Darstellung (Planblatt) mit zeichnerischen Festsetzungen
- Satzung mit textlichen Festsetzungen zum Bauplanungs- und Bauordnungsrecht sowie Anlage 1
Vorschlagliste Bepflanzungen im Planungsgebiet

Die Dokumente bilden bzgl. ihrer Rechtskraft eine Einheit.

Die in den Unterlagen zum Bebauungsplan benannten Gesetze, Normen (insb. DIN-Normen) und techni-
schen Baubestimmungen kénnen zusammen mit dem Bebauungsplan in den Raumen des Rathauses der
Stadt Altdorf b. NUrnberg, Roderstr. 10, 90518 Altdorf eingesehen und bei Bedarf erlautert werden.

Hinweis: Die Offnungszeiten des Rathauses kénnen auf der Homepage der Stadt Altdorf b. Nirnberg (www.altdorf.de) eingesehen
oder unter Tel. 09187 — 807 — 0 erfragt werden.

8 11 — Rechtskraft

Die 5. Anderung des Bebauungsplanes mit integriertem Griinordnungsplan Nr. 12 b ,An der Stdtangente®
i. S. d. 8 30 BauGB in der Fassung von 25.04.2023 tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dem Tage der
Bekanntmachung in Kraft.

Frihere planungsrechtliche Festsetzungen aus dem Bebauungs- und Grunordnungsplan Nr. 12 b ,An der
Siudtangente” einschliel3lich der erfolgten Anderungen, welche den hiermit getroffenen Festsetzungen fir
den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans widersprechen, treten zu diesem Zeitpunkt auf3er
Kraft.

Aufgestellt: Heilsbronn den 05.12.2022, zu- Altdorf, den ...........c.oiiiriii
letzt gedndert am 25.04.2023

Ingenieurbiiro Christofori und Partner Stadt Altdorf
Dipl.-Ing. Jorg Bierwagen Martin Tabor
Architekt und Stadtplaner Erster Blrgermeister
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Anlage 1 Vorschlagliste Bepflanzungen im Planungsgebiet

Pflanzliste A - Gro3kronige Baume: FoTiEemG) [PIETAEE ©

Straucher <2 m:

Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Aesculusi.A/i.S.
Castanea sativa
Fagus sylvatica
Quercus robur
Platanus

Tilia cordata

Tilia platyphyllos

Spitz-Ahorn
Berg-Ahorn
Kastanie i.A/i.S.
ERkastanie
Rotbuche
Stieleiche
Platane
Winterlinde
Sommerlinde

Berberis i.A *

Cytisus scoparius

Rosa i.A. niedrig

Spirea i.A.
Symphoricarpos i.A. /i.S. *
Ribes i.A.

Berberitze *
Besenginster
Rose i.A. niedrig
Spirea i.A.
Schneebeere *
Johannisbeere i.A.

Pflanzliste D - Kletterpflanzen:

Pflanzenliste B - Mittelkronige Baume:

Acer campestre
Carpinus betulus
Corylus colurna
Crataegus monogyna
Crataegus laevigata
Malus communis
Malus sylvestris
Malus i.S.

Purnus avium
Prunus mahaleb
Pyrus communis
Pyrus pyraster
Sorbus aucuparia
Sorbus domestica
Sorbus intermedia
Sorbus torminalis

Feld-Ahorn

Hainbuche
Strauch-Hasel
Eingriffigeliger Wei3dorn
Zweigriffeliger WeiRdorn
Garten-Apfel

Holzapfel

Apfel i.S

Vogelkirsche
Steinweichsel
Gartenbirne

Wildbirne

Gemeine Eberesche
Speierling

Schwedische Mehlbeere
Elsbeerbaum

Clematis vitalba *

Clematis i.A. starkwiichsig *
Hedera helix

Lonicerai.A. *

Ribes

Rosa i.S.

Vitis vinifera

Waldrebe *
Waldrebe i.A. *
Efeu
Lonicerai.A. *
Johannisbeere
Kletterrosen i.S.
Wilder Wein

Pflanzliste E - Heckenpflanzen:

Acer campestre
Carpinus betulus
Cornus mas
Cornus sanguinea
Fagus sylvatica

Feld-Ahorn
Hainbuche
Kornelkirsche
Roter Hartriegel
Rotbuche

Pflanzliste F - Dachbegriinung:

Straucher >2 m:

Pflanzenliste C - Straucher:

Acer campestre
Amelanchier ovalis
Cornus mas

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Crataegus laevigata
Prunus spinosa
Rosa i.A.

Salix i.A.

Salix purpurea

Feld-Ahorn
Gewdhnliche Felsenbirne
Kornelkische

Roter Hartriegel
Strauch-Hasel
Eingriffeliger Weil3dorn
Zweigriffeliger WeiRdorn
Schlehe

Rosen i.A.

Weiden i.A.
Purpurweide

Sedum-Ansaaten:
Sedumi.A./i.S
Graser:

Agrostis tenuis
Festuca ovina
Festuca rubra

Krauter / Stauden:
Dianthus carthusianorum
Hierarcium pilosella
Potentilla verna

Fetthenneni.A/i.S

Rotes Strauf3gras
Schafschwingel
Rotschwingel

Karthausernelke
Kleines Habichtkraut
Frihlingsfingerkraut

Pflanzliste G - Baume im StrafRen- und Verkehrsflachenbereich:

"gut geeignet”, z.B.:
Acer platanoides
Quercus cerris
Quercus robur

Spitz-Ahorn
Zerreiche
Pyramideneiche

Tilia tomentosa Brabant

Tilia x intermedia Pallida

geeignete Arten nach GALK-StraBenbaumliste, vorrangig Arten mit der Verwendbarkeit "geeignet" oder

Silber-Linde
Kaiser-Linde

Im Regelfall empfehlenswerte Qualitat und GroRen fur die vorgenannten Pflanzen:

. B&aume / Hochstdmme und Stammbusche: mind. 3-4 x verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 18-20 / 20-25 cm
. Solitarstraucher: 3 x verpflanzt mit Ballen, Héhe 150/ 175/ 200 cm

. Straucher: 3 x verpflanzt, Héhe 60-100 / 100-150 cm

. Bodendeckende Gehdlze: 3-9 Stiick pro m2, mit Topfballen ab 11 cm, H6he / Breite 20-30 cm

Die giltigen FLL-Richtlinien (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.) fur die Planung,
Ausfiihrung und Pflege von Dachbegriinungen zu beachten. * Kennzeichnung als giftige Pflanze: Vor der Verwendung
an oder in der Nahe von Kinderspielplatzen, Kindergarten und -tagesstatten sowie in Hausgarten, die Kindern als
Spielort dienen, wird gewarnt. (Quellen: Bekanntmachung einer Liste giftiger Pflanzenarten v. 10.03.1975 des Bundes-
ministers fiir Jugend, Familie und Gesundheit, BfR, ,Risiko Pflanze - Einschatzung und Hinweise 2017 sowie GIZ Bonn)

Ingenieurbiro Christofori und Partner, Gewerbestrale 9, 91560 Heilsbronn

Telefon: 09872/ 95 711 — 0 e Telefax: 09127/ 95 711 — 65 e info@christofori.de Seite 6 von 6
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TOP O 10
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0020/2022/2

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 10.03.2023 |
Gremium Termin Status

Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Ortsbesichtigung; Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan Nr. 55 "Am
Tabakacker" Ortsteil Weinhof - Beratung zum Entwurf des Bebauungsplanes
sowie Beschluss zur formlichen Beteiligung der Offentlichkeit und der Trager
Offentlicher Belange

In der Sitzung des Stadtrates vom 12.12.2019 wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes ,Am
Tabakacker” nach § 13b beschlossen.

In der Sitzung des Stadtrates vom 09.05.2022 wurde beschlossen, dass der geénderte Plan in
Form der geanderten Baugrenze im Norden — als ausgleichenden Abstand zur
Bestandsbebauung fiir die geringeren Abstandsflachen innerhalb des Gebiets - dem Gremium
nochmals vorzulegen ist. Ebenso wurden zwischenzeitlich erfolgreiche Abstimmungen mit dem
KZV-Schwarzachgruppe getroffen. Auf die Sitzungsunterlagen der Sitzung vom 09.05.2022 wird
verwiesen und Bezug genommen. Weiterhin wurden Anderungswiinsche vorgetragen, welche
nun in den Plan eingearbeitet wurden.

So wurde seitens des Planers dem Wunsch nach 6,0 Meter Abstand zur Bestandsbebauung im
Norden Rechnung getragen. Ebenso wurde eine Verpflichtung zur Belegung der Dachflachen
mit PV-Anlagen aufgenommen.

In der Sitzung am 26.09.2022 wurde der Plan vorgestellt und die Unterlagen gebilligt. Da
zwischenzeitlich weitere Anderungen an der Planung stattgefunden haben, ist der Plan
nochmals dem Gremium vorzulegen.

Die Planungen sehen nun gednderte Baugrenzen vor. Diese sind im nordlichen Teil des
Grundstiickes nun getrennt. Zwischen den Baugrenzen befindet sich ein Abstand von 6m.
Weiterhin sind nun in den Baufeldern WR1 und 2 keine Einzel und Mehrfamilienhduser mehr
maglich.

Im Februar 2023 ging bei der Stadt ein Antrag von Eigentimern und Bewohnern der Weinhofer
Stral3e ein.

In diesem werden verschiedene Grinde gegen den Bebauungsplan vorgebracht.

Auf den sich in der Anlage befindlichen Antrag der Eigentimer wird verwiesen und Bezug
genommen.

In der heutigen Sitzung soll nun der geanderte Plan beraten werden. Weiterhin soll in der

Sitzung auch eine Ortsbesichtigung durchgefiihrt werden. Da sich der Stadtrat bereits mehrfach
mit diesem Plan befasst hat, findet keine Vorberatung in einem Ausschuss statt.
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Die Verwaltung empfiehlt, einen entsprechenden Beschluss zu fassen, dass die formliche
Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange und der Offentlichkeit durchgefiihrt werden soll.
Vor dieser Durchflihrung ist jedoch noch der stadtebauliche Vertrag abzuschlieRen.

Beschlussvorschlag:

Beschluss 1:

Der Stadtrat hat Kenntnis vom Sachverhalt und billigt die vorliegenden Planunterlagen des
Entwurfs fir die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 55 ,Am Tabakacker® und beschlief3t die
formliche Beteiligung der Offentlichkeit und der Trager 6ffentlicher Belange nach 8§ 3 Abs. 2, 4
Abs. 2i.V.m. § 13b BauGB. Vor der férmlichen Beteiligung ist der stadtebauliche Vertrag
abzuschliel3en.

Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. Seite 2 von 2
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Il Festsetzung durch Planzeichen

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 (1) BauGB, § 3 BauNvo)

Wohngebiet
Wohnbauflache ca. 3.345 m?

2. MaB der Baulichen Nutzung
(89 (1) Nr11 BauGB, § 16 BauNVO)

0,40 bzw. 0,45 Grundflachenzahl

0,70 bzw. 0,95 Geschossflachenzahl

Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaf Il

3. Bauweise, Baugrenzen
(59 (1) BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

L 4
L 4

L

offene Bauweise

Baugrenze

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs
Gesamtflache ca 4.576 m?

Entwésserungskanal Hauptsammler Bestand

Parzellierungsvorschlag 4 Stiick
private Gehwege ca. 60 m?

private Grinflachen ca. 318 mz
Fahrbahnflache, private Verkehrsflache

Verkehrsflache ca. 830 m2

Anpflanzungen von Baumen, Straucher
und sonstigen Geholzen

Flachen fir Pumpwerk

Oberirdische Stromleitung
Schutzstreifen beidseitig 9 m

Vorfluter

Einleitung in Vorfluter

MaBangaben in Meter (m)

WR 1

—Art der baulichen Nutzung

0,40

0,90

——GeschoBflachenzahl (GFZ)

Bauweise

T”

Anzahl der Geschossé€
Grundflachenzahl (GRZ)|

Il VollgeschoBe WR 1 WR 2 und WR 3
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lll Textliche Festsetzung

Die Stadt Altdorf bei Nirnberg wird im weiteren Verlauf als Stadt Altdorf bezeichnet und der Ortsteil Weinhof bei
Altdorf als Weinhof.

In Ergénzung der Planzeichnung werden folgende Festsetzungen getroffen

0. Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fur die Festsetzungen in diesem Bebauungsplan ist die zum Satzungsbeschluss jeweils glltige
Fassung

-Baugesetzbuch (BauGB)

- Baunutzungsverordnung (BAUNVO)

- Planzeichenverordnung (PlanzV 90)

-Bayerische Bauordnung (BayBO)

-Bayerisches Naturschutzgesetz - Bundesnaturschutzgesetz

Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

1. Festsetzungen (S 9 BAUGB, aBauNVO)

1.1 Art der baulichen und sonstigen Nutzung gemaB BAUGB § 9 (1) und §§ 1 bis 15 BAUNVO
Das Plangebiet ist als WR "Reines Wohngebiet" gemaB § 3 BauNVO festgesetzt.

1.2 MaB der baulichen Nutzung

Als zulassiges MaB der baulichen Nutzung gelten die im Planblatt angegebenen Werte nach § 17 BauNVO als
Obergrenze, soweit sich

nicht aus den festgesetzten tberbaubaren Flachen ein geringeres Mals der baulichen Nutzung ergibt

1.3 Grundflachenzahl (GRZ), Geschossflachenzahl (GF2Z)

Far das Baufeld WR 1 und WR2: GRZ = 0,45/ GFZ = 0,95
Fur das Baufeld WR 3: GRZ =0,40/ GFZ =0,70

1.4 Anzahl der Geschosse
Zuléssig sind Gebaude der Geschossigkeit II.

1.5 Bauweise (§ 9 (1) 2 BauGB und § 22 BauNVO)

Es wird die offene Bauweise gemaB § 22 BauNVO festgelegt

Im WR 1 und WR 2 ist die Errichtung von Doppelhdusern und Reihenhdusern moglich.

Im WR 3 ist die Errichtung von Einzelhdusern, Doppelhdusern sowie Reihenhdusern mdglich.

In Einzelhdusern und Doppelhaushélften sind maximal 2 Wohneinheiten méglich.

Die Abstandsflachen im Baugebiet geméaB Art 6 BayBO sind einzuhalten, soweit dies nicht anderes im
Planeintrag durch Baugrenzen festgelegt ist

1.6 Uberbaubare Grundstiicksflachen (§9 (1) 2 und 4 BauGB und § 23 BauNVO)
Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden durch die Baugrenzen sowie durch die Grundflachenzahl
bestimmt.

1.7 Gestaltung der Gebaude (§ 18 BauNVO)
Die fertige FuBbodenoberkante Erdgeschoss (FOK-EG) darf maximal 50 cm Uber dem StraBenbezugspunkt
(Fahrbahnmitte) gegenlber dem Eingang liegen.

1.7.1 Gebaudehohe

Bauausfiihrung WR 1 und WR 2 (l1)
Satteldach oder Walmdach
max. Gebaudehohe 14,00 m

Bauausfihrung WR 3 (l1)
Satteldach oder Walmdach
max. Gebaudehohe 12,50 m

1.7.3 Dachform und Dachneigung

Die Déacher sind als Satteldacher oder Walmdacher auszufihren. Die Dachneigungen miissen im Bereich von
25 bis 45 Grad Grad liegen. Gauben und Zwerchgiebel sind zugelassen. Die Eindeckung der Gauben hat in
Material und Farbe wie das Hauptdach zu erfolgen. Zuléssig ist auch die Eindeckung aus beschichtetem Metall
(z.B. Titanzink, Kupfer, etc.) in nicht glanzender Ausflihrung.

1.7.4 Fassadengestaltung
Es gibt keine Einschrankungen hinsichtlich der Fassadengestaltung

1.7.5 Solarenergie

Es sind auf mindestens 20 % der Hauptdacher der nutzbaren Dachflache Anlagen zur Nutzung der
Sonnenenergie zu installieren (Solarpflicht). Vorrangig sind Photovoltaikmodule zur lokalen Stromerzeugung zu
installieren. Ersatzweise sind auch Solarwarmekollektoren zuléssig. Diese sind flachenbiindig in die Dachflache
oder aufgestandert im Verlauf mit der Dachneigung anzubringen. Bei Dachern mit Dachneigungen < 40° durfen
vorgenannten Anlagen, unabhéngig von der Dach-form, mit einem Neigungswinkel bis zu 45° errichtet werden.
Freistehende Photovoltaikanlagen und freistehende Sonnenkollektoren sind nicht zuléassig.

1.7.6 Garagen/Carports

Garage- bzw Carportdacher sind als Flachdéacher bzw. flachgeneigte Dacher bis max. 3° Neigung auszufiihren.
Garagen und Carports sind auch auBBerhalb der durch Baugrenzen definierten Gberbaubaren Flachen zuléssig.
Die Garagen bzw Carports sind mit einer extensiven Dachbegriinung zu versehen. Garagen und Stellplatze
sind auBerhalb der Baugrenze zulassig.

1.8 private Stellplatze, Garagen, Carports und sonstige Nebengebaude (§9 (1) 4 BauGB und § 12 und 14
BauNVO)

Der Nachweis der erforderlichen Stellpléatze erfolgt nach der Stellplatzverordnung der Stadt Altdorf.

Die erforderliche Anzahl der Stellplatze ist im Bebauungsfall durch die Bauherrschaft auf dem Grundstiick
nachzuweisen (Stellplatznachweis). Die Anzahl der erforderlichen Stellplatze richtet sich nach den Richtzahlen
der Satzung der Stadt Altdorf (iber die erforderliche Zahl von Stellplatzen (Stellplatzsatzung) in aktueller Fassung
(zurzeit Fassung zuletzt geadndert am 17.08.2021) zu erfolgen.

Als Wohnung werden in sich geschlossene Einheiten mit eigenem Zugang definiert, welche Uber die fir die
Fuhrung eines selbststédndigen Haushalts notwendigen Nebenrdume verfugt. Eine Einliegerwohnung bei
Einfamilienh&usern gilt als eigene Wohneinheit, wenn diese die fir eine selbstdndige Haushaltsflihrung
erforderlichen Nebenrdume und Funktionen besitzt. Die relevante Wohnflache ist gem. Wohnflachenverordnung
(WOFIV) in aktueller Fassung (zurzeit Fassung vom 25.11.2003) zu ermitteln und jeweils auf volle m?2
nachvollziehbar auf- oder abzurunden.

Bei Doppelhaushalften diirfen notwendige Stellplatze, die nachweislich zu einer Wohneinheit gehéren und sich
auf dem Grundstick des jeweiligen Wohngebé&udes befinden, auch hintereinander angeordnet werden. Die
festgesetzten Baugrenzen sowie Flachen flr Garagen und Stellplatze durfen in diesem Fall um die Tiefe des
Stellplatzes Uberschritten werden.

Werden die Stellplatze einer Wohneinheit hintereinander ausgefihrt, ist darauf zu achten, dass die notwendige
Mindestlange fur Stellplatze von 5,00 m vor dem dann ,gefangenen Stellplatz“ gewahrleistet ist. Soweit der
gefangene Stellplatz als Garage ausgefiihrt ist, wird empfohlen die Lange des vor der Garage befindlichen
Stellplatzes um den Schwungbereich des Garagentores zu vergrdBern, so dass eine Begehbarkeit der Garage
jederzeit ohne Rangieren moglich ist. Bei Anlage von Stellplatzen hintereinander ist mit Rangierverkehr und
Beeintrachtigungen in der Nutzung zu rechnen. Die Stellplatze und Zufahrten sind in versickerungsfahiger
Bauweise herzustellen, soweit anderweitige Vorschriften dem nicht widersprechen
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1.9 Flache fir Ver-Entsorgungsanlagen (§9 (1) Nummern 12, 14 und (6) BauGB)

Die Entwéasserung des Baugebiets erfolgt wie im gesamten Ortsteil Weinhof, durch den Anschluss an das
Mischsystem der bestehenden Ortskanalisation des Hauptsammlers der durch das Baugebiet verlduft. Die
Parzelle 2 und 3 sind direkt an den Hauptsammler anzuschliessen, die Parzellen 1, 1a und 4 sind mittels eines
Pumpwerks in den Hauptsammler zu entwéssern. Die Kabeltrassen sind bevorzugt innerhalb der Gehwege
vorzusehen.

1.10 Einfriedungen

Einfriedungen entlang der Verkehrsflachen dirfen eine Gesamthdhe von 1,20 m nicht Gberschreiten. Zwischen
den Einheiten sind Einfriedungen die als Sichtschutz fungieren mit einer Héhe bis 2,00 m zugelassen.

Im Sinne des Artenschutzes missen zwischen Zaun und Boden mindestens 10 cm freigelassen werden, um
Kleintieren den Durchschlupf zu erméglichen.

1.11 Bauliche Nebenanlagen

Bauliche Nebenanlagen (Gartenh&duschen u. &.) i.S.d § 14 BauNVO Nebengebéude (Gartenhaus, Millbox und
ahnliches) ohne Wohnrdume im Sinne des § 14 BauNVO sind bei Doppelhaushélften bis zu einer Einzelgrde
vom max. 20 m2 Bruttogrundflache der baulichen Anlage und je Grundstlck in Addition aller Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO bis zu einer max. Bruttogesamtgrundflache von insgesamt max. 35,00 m? zul&ssig. Die
MaBgaben der Bayerischen Bauordnung, u.a. Abstandsflachen (Art. 6 BayBO) und verfahrensfreien
Bauvorhaben (Art. 57 BayBO), welche flr Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO relevant sind, sind zu beachten.

1.12 Denkmaler

Bau- und Bodendenkmaéler sind im Planungsgebiet aktuell nicht bekannt. Das Vorkommen arché&ologischer
Spuren im Planungsgebiet kann aber fur den gesamten Geltungsbereich grundséatzlich nicht ausgeschlossen
werden. Beim Auffinden von Bodendenkmaélern (u. a. aufféllige Bodenverfarbungen, Holzreste, Mauern, Metall-
oderKunstgegenstande etc.) sind unmittelbar gemaB der geltenden Meldepflicht an das Landesamt fiir
Denkmalpflege, Burg 4, 90403 Nirnberg, Tel. 0911/235 85-0 oder die zusténdige untere Denkmalschutzbehdérde
im Landratsamt Nirnberger Land, WaldluststraBe 1, 91207 Lauf a. d. Pegnitz, Tel. 09123/9500 zu verstandigen.

1.13 Altlasten

Altlasten oder schéadliche Bodenverénderungen sind im Planungsgebiet aktuell nicht bekannt. Grundsétzlich wird
darauf hingewiesen, dass beim Auftreten von altlastenverdachtigen oder schédlichen Bodenveranderungen und
verunreinigungen umgehend, d.h. ohne schuldhaftes Verzdgern, die zustandigen Fachstellen am Landratsamt
Ndrnberger Land sowie am Wasserwirtschaftsamt Nirnberg zu informieren sind und die weitere Vorgehensweise
abzustimmen ist.

2.Textliche Festsetzung zur Griinordnung und zum Artenschutz

Die Vorgaben des nach § 13b BauGB aufgestellten Bebauungsplanes werden erflllt. Es wurde eine
Vertraglichkeitsabschatzung ( FFH) und Untersuchungen bzgl. des Artenschutzes (SAP ) Schwerpunkt
Fledermaus Habitat durchgeflihrt. Im Baugenehmigungsverfahren ist die Einhaltung der Festsetzungen der
Granordnung und zum Artenschutz durch geeignete Planzeichnung z.B. Freiflachengestaltungsplan darzustellen

2.1 Bepflanzungsgebot

Die auf privaten Grundstiicken vorgesehen Randbegriinungen sind durch die Privateigentimer durchzufihren.
Die Bepflanzungen sind fachgerecht zu unterhalten. Es sind in der Randbegrunung 3 standorttypische Straucher
je 10 m zu pflanzen.Fir raumbildende Strauchpflanzungen sind vorwiegend standorttypische Arten zu
verwenden.

Die Strauchpflanzungen sind nachhaltig und fachgerecht zu unterhalten. Bei eventuellem Ausfall ist artgerecht
nach zu pflanzen. Bei Pflanzen sind die Grenzabstande, nach Art. 47 und 48 des Bayer. Ausfiihrungsgesetzes
zum BGB, zu angrenzenden Grundstlicken einzuhalten.

Bei der Durchfiihrung der Pflanzungen ist darauf zu achten, dass Bdume und Straucher in mind. 2,50 m
Entfernung von Fernmeldeleitungen und den kabelkrassen der Versorgungsunternehmen gepflanzt werden.

Sollte dieser Mindestabstand im Einzelnen unterschritten werden, sind SchutzmaBnahmen mit den
Versorgungsunternehmen abzustimmen.
Die Absténde zu privaten Grundstiicken sollen fir Baume 2,00 m und fiir Straucher 0,60 m betragen.

Pro angefangene 500 m2 Grundstiicksflache ist mindestens ein Baumgeman der nachfolgenden Artenliste in
Halb- oder Hochstamm zu pflanzen und zu unterhalten. Die PflanzmaBnahmen sind spatestens 2 Jahre nach
Fertigstellung der Gebaude abzuschlieBen. Ein Freiflaichengestaltungsplan soll vorgelegt werden.

Stein- und Kiesgérten aus mineralischen Granulaten (z.B. Schotterpackungen aus Granit, Basalt,

Glas, etc.), mit Flachen gréBer 10 m? sind unzuléassig. Ausnahme hiervon bilden notwendige

Sockelstreifen entlang von Gebauden.
Im Bereich des Planungsperimeters sind reine Schottergarten verboten.

Artenliste:
GroBkronige Baume:

Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Aesculus i.A/i.S
Alnus glutinosa

Spitz-Ahorn
Berg-Ahorn
Kastanie i.A /i.S.
Schwarz-Erle

MittelgroBe Baume (Bdume 2. Ordnung):

Acer campestre
Amelanchier ovalis
Cornus mas

Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Crataegus laevigata

Straucher > 2m:

Berberis i.A. *

Cythis scoparius

Ribus alpinum

Rosa i.A. niedrig

Spirea i.A.
Symphoricarpos i.A. /i.S. *
Ribes i.A.

Heckenpflanzen:

Acer campestre
Carpinus betulus
Cornus mas
Cornus sanguinea
Fagus sylvatica

Feld-Ahorn

Gewohnliche Felsenbirne
Kornelkirsche

Roter Hartriegel
Strauch-Hasel
Eingriffeliger WeiBdorn
Zweigriffeliger Wei3dorn

Berberitze
Besenginster
Alpenjohannisbeere
Rose i.A.

niedrig Spirea i.A.
Schneebeere *
Johannisbeere i.A.

Feld-Ahorn
Hainbuche
Kornelkirsche
Roter Hartriegel
Rotbuche

Fagus sylvatica
Quercus robur
Tilia cordata
Tilia platyphyllos

Prunus spinosa
Rosa i.A.

Salix i.A.

Salix purpurea
Sambucus nigra *
Viburnum lantana *
Viburnum opulus

Kletterpflanzen:

Clematis vitalba *
Clematis i.A. starkwiichsig
Clematis alpina *
Lonicerai.A. *

Rosa i.S.

Dachbegriinung:

Sedum-Ansaaten:
Sedumi.A./i.S
Gréser:

Agrostis tenuis

Festuca ovina

Festuca rubra

Krauter / Stauden:
Dianthus cartusianorum
Hierarcium pilosella
Potentilla verna
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Rotbuche
Stieleiche
Winterlinde
Sommerlinde

Schlehe

Rosen i.A.

Weiden i.A.
Purpurweide
Schwarzer Holunder *
Wolliger Schneeball *
Gemeiner Schneeball *

Waldrebe *
Waldrebe i.A.*
Alpen-Waldrebe
Lonicerai.A.*
Kletterrosen i.S*

Fetthennen i.A. /i.S

Rotes Straugras
Schafschwingel
Rotschwinge

Karth&ausernelke
Kleines Habichtkraut
Fruhlingsfingerkraut



Die gultigen FLL-Richtlinien fur die Planung, Ausfiihrung und Pflege von Dachbegriinungen sind zu beachten.
*Kennzeichnungen als giftige Pflanze: Vor der Verwendung an oder in der Néhe von Spielorten fur Kinder wird
gewarnt.

2.2 Oberboden
Der belebte Oberboden ist zu schonen, bei BaumaBnahmen vorher abzutragen, fachgerecht zwischen zu lagern,
vor Verdichtung zu schitzen und wieder seiner Nutzung zuzufihren.

3. Hinweise, Empfehlungen fiir Dachflachenwasser und Oberflichenwasser

3.1 Regenwassernutzung

Eine Regenwassernutzung ist grundsétzlich zu begriiBen und soll méglichst vorgesehen werden. Es

wird pro 100 m2 Uberbaute Grundstiicksflache (Wohnflache) ein Speichervolumen mit mindestens

5 m3 zur Regenwassernutzung empfohlen. Das anfallende Oberflachenwasser der versiegelten Bereiche
wird in den nahegelegen Vorfluter geleitet und somit wieder dem naturlichen Wasserkreislauf

unmittelbar zugefihrt und der bestehende Mischwasserkanal entlastet.

Bei Versickerung des Regenwassers sind die konkreten Bodenverhéltnisse vom Grundstlicksbesitzer
eigenverantwortlich zu prifen und die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung zu beachten.

Die Eignung des Untergrundes fir eine Versickerung muss sichergestellt sein und der Abstand zum mittleren
Grundwasserstand mindestens 1,00 m betragen.

Das anfallende Oberflachenwasser der versiegelten Bereiche wird in den nahegelegen Vorfluter
geleitet und somit wieder dem natlrlichen Wasserkreislauf unmittelbar zugefthrt.

3.2 Wasserrecht

Das kleine Baugebiet ist wie der gesamte Ortsteil Weinhof im Mischsystem zu entwéssern. Bei Lokal auf den
Privatgrundstiicken unschadlich zurlickgehaltenes und eventuell versickertes Oberflachenwasser muss die
Bodenverhaltnisse unbedingt beachten.

Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist nicht genehmigungsfahig.

Bauwasserhaltung bedarf gem. BayWG einer wasserrechtlichen Erlaubnis.

Fir die etwaige Versickerung von Niederschlagswasser sind die jeweils gultigen Verordnungen in Verbindung
mit den technischen Regeln zum Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
(TRENGW) anzuwenden. Sollten die Vorgaben der giiltigen Niederschlagswasserverordnung Uberschritten
werden, ist eine wasserrechtliche Gestattung zu beantragen

3.3 Grundwasserstand/Untergrunderkundung

Vor Baubeginn sollte durch geeignete Untergrunderkundungen abgeklart werden, ob Schichtenwasser
ansteht.

4. Inkrafttreten des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan wird mit der Bekanntmachung gem. §10 (BauGB) rechtsverbindlich.
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IV Verfahrensvermerk

1. Die Stadt Altdorf hat in der Sitzung vom XX.XX.XXXX die Aufstellung des Bebauungsplans mit Griinordnung
"Tabakacker" im Verfahren nach §13b BauGB beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde amXX. XX.XXXX. ortsiiblich bekannt gemacht.

2. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom XX.XX.XXXX wurden die Behérden und
sonstigen Trager 6ffentlicher Belange geméaB § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom XX.XX.XXXX bis
XX XX XXXX beteiligt.

3. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom XX.XX.XXXX wurde mit der Begriindung gemag § 3
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom XX XX.XXXX bis XX.XX.XXXX 6&ffentlich ausgelegt.

4. Die Stadt Altdorf hat mit Beschluss des Stadtrates vom XX.XX.XXXX den Bebauungsplan mit Griinordnung
"Tabakacker" in der Fassung vom XX.XX.XXXX als Satzung beschlossen.

.......................................... ,den e,
(Stadt Altdorf)
(Burgerme|ster) ............................
5. Ausgefertigt
.......................................... sden e,
(Stadt Altdorf)
6. Der Bebauungsplan mit Griinordnung "Tabakacker" wurde gemaB § 10 Abs. 3 BauGB am .................... mit

Hinweis auf § 44 Abs. 3 und § 215 BauGB ortsiblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan ist damit in
Kraft getreten. Der Bebauungsplan wird zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Stadt Altdorf zu den
Ublichen Geschéftszeiten ausgelegt.
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Stadt Altdorf b. NUrnberg

TOPO 11
Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0044/2023

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 17.04.2023 |
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Dienstbarkeit Stellplatz Weil3turmgasse

Der Kinderhort in der Weildturmgasse soll erweitert werden. Hierflr ist der Nachweis
eines Stellplatzes erforderlich. Dieser soll auf Flur-Nr. 116 der Gemarkung Altdorf

nachgewiesen und zu

Gunsten des Freistaates Bayern, vertreten durch das Landratsamt Nurnberger Land, im
Wege einer Dienstbarkeitsbestellung dinglich (grundbuchmaRig) gesichert werden.
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TOP O 12

Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: FV/0007/2023

| Federfilhrung: Finanzverwaltung Datum: 21.03.2023 |
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Genehmigung von uber- und auBerplanmaRigen Ausgaben im Haushaltsjahr 2022

Mehrausgaben sind, soweit erheblich, gemaf Art. 66 GO vom Stadtrat zu beschlieBen. Nach
der Geschaftsordnung sind tber- und aul3erplanmaRige Ausgaben von mehr als 70.000 € zu
beschlieRen.
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TOP O 13
Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: FV/0008/2023

| Federfilhrung: Finanzverwaltung Datum: 05.04.2023 |
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Darlehensaufnahme Hochwasserfreilegung Ludersheim und Kanalsanierung
Eismannsberg

Der Haushalt 2023 der Stadt Altdorf sieht eine Darlehensaufnahme von 5.491.000 € vor.
Weiterhin liegt noch eine Kreditermachtigung aus 2022 vor. Hierflr wurde ein
Haushaltseinnahmerest in Hohe von 900.000 € gebildet.

Investitionen im Bereich Abwasser kdnnen kreditfinanziert erfolgen, dies ist durch ein

gefordertes Darlehen der LfA Forderbank Bayern moéglich. Die Malinahmen sind aufgrund der
Foérderrichtlinien im Jahr 2023 mit einer Kreditsumme in Héhe von 1.900.000 € finanzierbar.
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Stadt Altdorf b. NUrnberg

TOP O 14
Erlauterung zur
Informationsvorlage

Vorlage Nr.: SBA/0048/2023

| Federfuhrung: Stadtbauamt Datum: 17.04.2023 |
Gremium Termin Status
Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Information zur baurechtlichen Beurteilung von Tiny-Haus-Siedlungen; Anfrage

der SPD-Fraktion

Die SPD-Fraktion hat eine schriftliche Anfrage zur Umsetzbarkeit und den Rahmenbedingungen
von Tiny-Haus-Siedlungen in Altdorf gesellt. Diese Anfrage lieg als Anlage bei.

In der Sitzung wird hierzu seitens des Stadtbauamts umfassend informiert.

Eine Beschlussfassung ist vorerst nicht vorgesehen.
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TOP O 14

SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS

Stadtratsfraktion
Altdorf
SPD-Stadtratsfraktion Nirnberger Str. 17 90518 Altdorf Ernst Bergmann
Fraktionsvorsitzender
Stadt Altdorf Nurnberger Str. 17
Herrn Ersten Blrgermeister D-90518 Altdorf
Martin Tabor Telefon: 01520/4383981

ernst.bergmann@fuerth.de

Altdorf, 06.04.2023

Tiny-Siedlungen
Informationen in der Sitzung des Ausschusses fiir Umwelt und Gesundheit
am 20.04.2023

Sehr geehrter Herr Blirgermeister,

Wohnraum ist knapp und teuer. Auch in unserer Gemeinde. Blrger aus allen Altersgruppen
interessieren sich deshalb immer mehr fiir die Méglichkeit in einem Tiny-Haus, naturnah,
nachhaltig und glinstig wohnen zu kénnen. Vorreiter dieser Tiny Haus Bewegung in Bayern
ist das Tiny-Haus-Village in Mehlmeisel. Mittlerweile entschlieBen sich immer mehr bayeri-
sche Gemeinden, Flachen fiir die Bebauung von sogenannten Tiny-Haus-Siedlungen auszu-
weisen. Auch flir Altdorf (Kernstadt und AuBenorte) wiinschen wir uns die Realisierung die-
ser besonderen Wohnform. Auch Gruppen von Gleichgesinnten méchten wir die Maglichkeit
geben sich individuell zu synergetischen Tiny-Haus-Gemeinschaften zusammenschlieBen zu
kénnen.

Wir bitten daher die Stadtverwaltung im ndchsten Ausschuss fiir Umwelt und Gesundheit die
Ausschussmitglieder zu informieren, ob und wo dies in Altdorf oder den AuBenorten maoglich
ware und welche Voraussetzungen dafir geschaffen werden miissten.

Hierbei geht es uns u.a. um folgende grundsatzlichen Fragestellungen:

Welche planungs- und baurechtlichen Voraussetzungen sind dabei zu beachten?
Welche Méglichkeiten bestehen fiir die Kommune hier initiativ zu werden?

Welche Férderméglichkeiten auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene gibt es?
Welche Flachen kommen dafiir grundsétzlich in Frage?

Bestlnde auch die Méglichkeit, dass die Stadt Altdorf im Rahmen des kommunalen
Wohnungsbaus hier selbst als Bauherr fungiert?

Mit freundlicHen GriBen

Dokument1
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TOP O 15

Stadt Altdorf b. Niirnberg Erlauterung zur
Informationsvorlage

Vorlage Nr.: GL/0023/2023

\ Federfuhrung: Geschéftsleitung Datum: 06.04.2023 \
Gremium Termin Status

Stadtrat der Stadt Altdorf 25.04.2023 offentlich

TAGESORDNUNG:

Bekanntgabe einer Eilentscheidung beziiglich der Anschaffung eines
gebrauchten Traktors incl. Schneepflug

Im Wege der dringlichen Anordnung war eine Eilentscheidung zu treffen, von der gem. Art.37
Abs.3 / Satz 2 GO hiermit Kenntnis gegeben wird.

63 Seite 1von 1



	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1 Bürgerfragestunde
	Erläuterungen für Bürger  GL/0018/2023

	TOP Ö  2 Genehmigung des Protokolls der 37. Stadtratssitzung vom 30.03.2023
	Erläuterungen für Bürger  GL/0019/2023

	TOP Ö  3 Vereidigung eines Feldgeschworenen
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0042/2023

	TOP Ö  4 Aktuelles aus dem Rathaus
	Erläuterungen für Bürger  GL/0020/2023

	TOP Ö  5 Komplettsanierung des Spielplatzes in Röthenbach
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0046/2023

	TOP Ö  6 EDV-Systembetreuung an den Schulen
	Erläuterungen für Bürger  GL/0027/2023

	TOP Ö  7 Sondernutzungsrecht; hier: Zulassung von Außenbestuhlungen im Bereich öffentlicher Parkplätze im Altstadtbereich
	Erläuterungen für Bürger  GL/0024/2023

	TOP Ö  8 Vollzug der Baugesetze; 5. Änd. des Bebauungsplanes Nr. 12B "An der Südtangente" - Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen aus der förml. Beteiligung der Träger öff. Belange und der Öffentlichkeit gem. §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 i.V.m. 13 a BauGB
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0036/2023

	TOP Ö  9 Vollzug der Baugesetze; 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12B "An der Südtangente" gem. § 13a BauGB - Satzungsbeschluss
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0037/2023
	Bürger Vorlage ALT_BP12b_5Aend_SF_0_Planblatt_230425  SBA/0037/2023
	Bürger Vorlage ALT_BP12b_5Aend_SF_1_Satzung_2304255  SBA/0037/2023

	TOP Ö  10 Ortsbesichtigung; Vollzug der Baugesetze - Bebauungsplan Nr. 55 "Am Tabakacker" Ortsteil Weinhof - Beratung zum Entwurf des Bebauungsplanes sowie Beschluss zur förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0020/2022/2
	Bürger Plan A 4 gesamt  SBA/0020/2022/2

	TOP Ö  11 Dienstbarkeit Stellplatz Weißturmgasse
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0044/2023

	TOP Ö  12 Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Ausgaben im Haushaltsjahr 2022
	Erläuterungen für Bürger  FV/0007/2023

	TOP Ö  13 Darlehensaufnahme Hochwasserfreilegung Ludersheim und Kanalsanierung Eismannsberg
	Erläuterungen für Bürger  FV/0008/2023

	TOP Ö  14 Information zur baurechtlichen Beurteilung von Tiny-Haus-Siedlungen; Anfrage der SPD-Fraktion
	Erläuterungen für Bürger  SBA/0048/2023
	STR und Buerger SPD Anfrage  SBA/0048/2023

	TOP Ö  15 Bekanntgabe einer Eilentscheidung bezüglich der Anschaffung eines gebrauchten Traktors incl. Schneepflug
	Erläuterungen für Bürger  GL/0023/2023



